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Betreff: Fragebogen zur Evaluierung des Waffenrechts 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter Herr Dr. Schollendorf, 

nach der umfangreichen Beantwortung Ihrer eine deutliche Tendenz erkennen lassender Fragen 

möchten wir zum Ausdruck bringen, dass wir erstaunt sind, dass ideologische Fragestellungen 

auch weiterhin einen solchen Einfluss auf die Neuregelung des Waffenrechts zu haben scheinen, 

dass die Evaluierung im Fragenkatalog von Sachfragen geprägt wird, die nach Abwahl der 

„Ampelregierung“ aus der letzten Legislaturperiode längst vergessen zu sein schienen. 

Unsere Gespräche mit der Bundestagsfraktion der CDU im Vorfeld der Wahl und der 

Koalitionsvertrag stimmten uns positiv auf die gestellten Fragen, umso schwerer trifft es uns, dass 

die in der zweiten Fragerunde präsentierten Fragen im Prinzip 1:1 die unter der damaligen 

Ministerin Nancy Faeser (SPD) betriebene Arbeit am Waffenrecht widerspiegelt, ohne dass hier ein 

Sicherheitsgewinn für die berechtigten Interessen der Bevölkerung erkennbar sein kann. Aus den 

einzelnen Fragen lässt sich bereits jetzt herausarbeiten: 

• Erlaubnispflicht für Armbrüste wie 2023 beabsichtigt 

• Anscheinswaffenregelungen wie 2023 beabsichtigt, nunmehr verschoben in §6 AWaffV 

• Psychologische Erstuntersuchungen und Wiederholungsprüfungen wie 2023 verkündet 

• Reduzierung der Anzahl der Waffen über Intensivierung der Bedürfnisprüfungen und 

Verwaltungsaufwand 

• Kein Wort zu illegalen Waffen und dem immer schlimmer werdenden Waffenmissbrauch in 

unserer Gesellschaft 

• Benachteiligung legaler Waffenbesitzer durch den damit artikulierten Generalverdacht 
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Wir als Verband fragen uns, weswegen hier trotz gegenteiliger Zusicherungen eine Fortsetzung der 

Politik aus 2023 betrieben wird, können wir doch einen Politikwechsel aus dieser Fragerunde nicht 

erkennen und müssen klar formulieren, dass unser Vertrauen enttäuscht wird, wenn unsere 

Mitglieder erneut die Leidtragenden einer solchen Placebo-Politik werden sollen. 

Somit stellt sich der Verband insgesamt gegen die hier vorliegende Fragerunde und fordert erneut 

proaktiv ein Waffengesetz, das verbraucherfreundlich ist, leicht verständlich und den berechtigten 

Sicherheitsinteressen der Bevölkerung dienlich ist, ohne hierbei ideologische Fragestellungen in 

den Vordergrund zu stellen. Wenn der Nordrhein-Westfälische Innenminister Herbert Reul im Mai 

2025 öffentlich bekundete, dass Tötungsdelikte nur ausgesprochen selten mit legalen 

Schusswaffen verübt würden und sich Kriminelle nicht um ein Waffengesetz scheren würden, dann 

stimmt bei den übersandten Fragen bereits die Verhältnismäßigkeit nicht mehr, solche 

Schwerpunkte auf Verschärfungen des Verwaltungsrechts zu legen. Und dies nicht nur zum 

Nachteil der betroffenen Legalwaffenbesitzer, ausdrücklich zum Nachteil der gesamten 

Bevölkerung in Deutschland, wie die zahlreichen Schusswaffenmissbräuche in Berlin, Hamburg, 

Köln, Stuttgart oder Hannover zeigen. 

Wir als Verband können mit allem leben, was Vernunft bietet. Entsprechend bitten wir ausdrücklich 

darum, eine solche wieder anzunehmen und diesen unsäglichen Kurs aus 2023 zugunsten der 

Gesamtbevölkerung und zugunsten unserer Mitglieder als Betroffene zu verlassen.
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Fragebogen zur Evaluierung des Waffenrechts 

 

Zu § 4 WaffG 

• Halten Sie es für sachgerecht, zugleich mit der erneuten Prüfung der Zuverlässigkeit und 

Eignung nach drei Jahren (Regelüberprüfung § 4 Absatz 3 WaffG) die Prüfung des 

Fortbestehens des Bedürfnisses (§ 3 Absatz 4 WaffG) durchzuführen?  

 

Antwort:  Nein. 

 

Begründung:  Die Prüfintervalle des § 4 Abs. 3 WaffG (drei Jahre) und des § 4 Abs. 4 WaffG 

(fünf Jahre) verfolgen unterschiedliche Zwecke. Eine Zusammenlegung im Drei-Jahres-

Turnus verkürzt die Bedürfnisprüfung faktisch um zwei Jahre zum Nachteil der Betroffenen 

und stellt damit eine Verschärfung dar, die als Verwaltungsvereinfachung bezeichnet wird. 

Die entstehenden finanziellen Mehrbelastungen von mehr als 30, stellenweise bis zu 40 

Prozent sind aus Sicht des Verbandes kategorisch abzulehnen. Da ohnehin schon 

Berichtspflichten bestehen hinsichtlich des Bedürfnisverlustes durch Austritt ist hier auch 

kein Sicherheitsgewinn erkennbar, es geht einzig um eine ideologisch getriebene 

Neuregelung. 

 

 

• Werden mit einem gemeinsamen Prüfintervall verbundene Nachteile gesehen? Wenn ja, 

welche? 

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Der Erlaubnisinhaber müsste künftig alle drei Jahre statt alle fünf Jahre 

Schießnachweise beibringen und Vereinsbescheinigungen organisieren. Für den 

Sportschützen bedeutet das rund 40 Prozent mehr Nachweisaufwand über die Dauer der 

Erlaubnis. Die Vereine tragen den administrativen Aufwand mit, überwiegend ehrenamtlich. 

Hinzu kommt, dass die verkürzte Frist die Planbarkeit für Verein und Mitglied verschlechtert. 

Für die Verbände bedeutet dies eine Steigerung des Aufwandes um bis zu 50 Prozent, 

verbunden mit den entsprechenden finanziellen Belastungen. 

 

 

Insbesondere an Länder/ Waffenbehörden:  

• Wird bei Zusammenlegung von Bedürfnisprüfung und Zuverlässigkeits- und 

Eignungsprüfung im Turnus von drei Jahren die Möglichkeit einer Entlastung der 

Waffenbehörden gesehen?  

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an die Länder und Waffenbehörden. 

 

• Wenn ja, wie hoch wird der wegfallende Verwaltungsaufwand in den Waffenbehörden 

eingeschätzt (in Stunden / Minuten pro Fallzahlen und Fallzahlen p.a.)? Wenn nein, woraus 

resultiert diese Einschätzung? 
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Antwort:  ---  

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an die Länder und Waffenbehörden. Der BDMP regt an, 

in die Betrachtung den Aufwand einzubeziehen, der beim Erlaubnisinhaber und bei den 

Vereinen entsteht. 

 

Zu § 5 Absatz 2 Nummer 5 i.V.m. § 5 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c WaffG („gröblicher Verstoß“ 

und Berücksichtigung “geringfügige Verstöße“) 

Im Rahmen der ersten Beteiligungsrunde ist ausgeführt worden, dass § 5 Absatz 2 Nummer 5 

WaffG in der Rechtsprechung derart streng ausgelegt werde, dass kein Raum für einfache 

Verstöße verbleibe. Davon ausgehend ist der Vorschlag eingebracht worden, in § 5 Absatz 2 

Nummer 5 WaffG das Tatbestandsmerkmal des „gröblichen Verstoßes“ mithilfe von 

Regelbeispielen klarer zu fassen, um so die Rechtsanwendung zu erleichtern, aber auch der aus 

Sicht der Verbände strengen Rechtsprechung entgegenzutreten.  

• Was stellt aus Ihrer Sicht einen einfachen Verstoß dar, der derzeit unter § 5 Absatz 2 

Nummer 5 als „gröblicher Verstoß“ subsumiert werden könnte oder von der Rechtsprechung 

subsumiert wird? 

 

Antwort:  Einfache Verstöße sind insbesondere: das Vergessen einzelner Patronen in 

Jagdbekleidung oder im Rucksack, ein kurzzeitig unverschlossener Waffenschrank bei 

Anwesenheit des Berechtigten in der Wohnung, etc. einfache Verstöße sind hier zudem alle 

Fälle mit nur geringem Unrechtsgehalt, also solche Fälle, bei denen nur eine geringe Strafe 

in Aussicht stünde. Beispielhaft hierfür sind Geldstrafen unterhalb der Schwelle von 90 

Tagessätzen, z.B. im Falle unerlaubten Führens bei Waffenamnestien. 

 

Begründung:  In allen genannten Fällen fehlt es an einer konkreten Gefährdung Dritter. Die 

Rechtsprechung subsumiert diese Sachverhalte gleichwohl regelmäßig unter den 

gröblichen Verstoß und gelangt so zur Regelunzuverlässigkeit mit der Folge des Widerrufs 

sämtlicher Erlaubnisse. 

 

 

• Werden Schwierigkeiten in der Anwendung des Tatbestandsmerkmals „gröblich“ gesehen? 

Wenn ja, woraus resultieren diese, insbesondere in Ansehung der Gebräuchlichkeit des 

Begriffes in Normen des Bundes und der Länder? 

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Die Gebräuchlichkeit des Begriffs in anderen Normen sagt über seine 

Handhabung im Waffenrecht wenig aus. Die Verwaltungsgerichte legen ihn hier besonders 

streng aus und stellen auf generalpräventive Erwägungen ab. Im Ergebnis bleibt für den 

einfachen Verstoß kaum Anwendungsraum, was die Vorhersehbarkeit für den 

Erlaubnisinhaber beseitigt. 

 

 

• Welche Fallgestaltungen sollten aus Ihrer Sicht im Rahmen des genannten Katalogs an 

Regelbeispielen aufgeführt werden?  

 

Antwort:  Der Katalog sollte als Negativkatalog ausgestaltet werden: Fälle, in denen ein 

gröblicher Verstoß in der Regel nicht vorliegt. Aufzunehmen wären erstmalige und 
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geringfügige Aufbewahrungsverstöße ohne Zugriffsmöglichkeit Dritter und Alltagsverstöße, 

bei denen sich Verbraucher in den komplexen Regelungen „verheddert“ haben 

 

Begründung:  Ein Negativkatalog erleichtert der Behörde die Subsumtion, ohne die 

Eingriffsmöglichkeit in echten Gefährdungsfällen zu beschneiden. Er beseitigt zugleich die 

Rechtsunsicherheit, unter der die Erlaubnisinhaber gegenwärtig leiden. 

 

Im Rahmen der ersten Beteiligungsrunde ist der Vorschlag eingebracht worden, aus § 5 Absatz 2 

Nummer 5 i.V.m. § 5 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c WaffG Verstöße gegen das 

Bundesjagdgesetz herauszunehmen, die nach Ansicht der Anmelder dieses Themenkomplexes 

geringfügig und nicht strafbewehrt sind bzw. keine Ordnungswidrigkeit darstellen sowie darüber 

hinaus keinen Bezug zu Waffen haben. Als Beispiele für diese geringfügigen Verstöße sind die 

ungenehmigte Bejagung vor Ablauf der Beanstandungsfrist (§ 12 Absatz 4 BJagdG) oder die 

unterlassene Mitwirkung bei der Durchführung von Maßnahmen gegen invasive Arten (§ 28a 

Absatz 1 Satz 1 BJagdG) genannt worden.  

• Halten Sie den dargestellten Regelungsvorschlag grundsätzlich für sachgerecht? 

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Der Verstoß gegen jagdrechtliche Vorschriften ohne Waffenbezug und ohne 

Straf- oder Bußgeldbewehrung trägt keine Aussage über den künftigen Umgang mit Waffen. 

Die Herausnahme solcher Verstöße stellt die Verhältnismäßigkeit wieder her. 

 

 

• Halten Sie die dargestellten Verstöße gegen das Bundesjagdgesetz für geeignete 

Fallgruppen von geringfügigen Verstößen im Sinne des dargestellten 

Regelungsvorschlags?  

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Die ungenehmigte Bejagung vor Ablauf der Beanstandungsfrist nach § 12 

Abs. 4 BJagdG und die unterlassene Mitwirkung nach § 28a Abs. 1 S. 1 BJagdG berühren 

die Sicherheit im Umgang mit Waffen nicht. Ergänzend sollten Verstöße gegen 

Meldepflichten der Landesjagdgesetze und gegen Streckenmeldevorschriften 

aufgenommen werden. 

 

• Halten Sie es für sachgerecht, von dem Verstoß eines waffenrechtlichen Erlaubnisinhabers 

gegen Regelungen des Bundesjagdgesetzes Rückschlüsse auf die grundsätzliche 

Bereitschaft zur Einhaltung von Regeln (Rechtstreue) und dadurch auf die Zuverlässigkeit 

des Erlaubnisinhabers zu ziehen?  

 

Antwort:  Nein. 

 

Begründung:  Der Rückschluss von einem beliebigen jagdrechtlichen Verstoß auf die 

allgemeine Rechtstreue und von dort auf die waffenrechtliche Zuverlässigkeit ist eine 

Konstruktion, die im Gesetz keine Stütze findet. § 5 Abs. 2 Nr. 5 WaffG verlangt einen 

Bezug zur Waffenverwendung. Eine Kodifizierung dieser Rechtsprechung würde eine 

kritikwürdige Praxis in geschriebenes Recht überführen. 
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Im Rahmen der ersten Beteiligungsrunde ist der Vorschlag eingebracht worden, im Waffengesetz 

die Kategorie eines „minder schweren Falls der Unzuverlässigkeit“ einzuführen. Als Begründung 

sind insbesondere leichte Aufbewahrungsverstöße genannt worden. 

• Bitte erläutern Sie in Hinblick auf diesen Regelungsvorschlag, welche Verstöße unter 

„minder schweren Fall“ gefasst werden sollten.  

 

Antwort:  Unter den minder schweren Fall sollten fallen: Aufbewahrungsverstöße ohne 

Zugriffsmöglichkeit unberechtigter Dritter, insbesondere vergessene Munition in geringer 

Menge, kurzzeitig unverschlossene Behältnisse bei Anwesenheit des Berechtigten 

 

Begründung:  Maßgeblich sollte sein, ob eine konkrete Zugriffsmöglichkeit Dritter bestand. 

Fehlt sie, fehlt die Gefahr, an die das Waffenrecht anknüpft. 

 

 

• Sollte der „minder schwere Fall“ nach Häufigkeit (Bsp.: nach 20 beanstandungsfreien 

Aufbewahrungskontrollen 1 Patrone im Jagdrucksack vergessen) und/ oder nach Schwere 

der Gefährdung der öffentlichen Sicherheit (Bsp.: nur für Munition) definiert werden?  

 

Antwort:  Nach der Schwere der Gefährdung. 

 

Begründung:  Die Anknüpfung an die Häufigkeit von Kontrollen ist untauglich. 

Verdachtsunabhängige Kontrollen sind seit 2009 zulässig; zwanzig beanstandungsfreie 

Kontrollen setzten voraus, dass ein Erlaubnisinhaber siebzehn Jahre lang mehr als einmal 

jährlich aufgesucht worden wäre. Diesen Fall gibt es in der Praxis nicht. Ein erheblicher Teil 

der Erlaubnisinhaber hat in dieser Zeit keine einzige Kontrolle erlebt. Ein Kriterium, das an 

die Kontrolldichte anknüpft, würde die Ungleichbehandlung zwischen Landkreisen mit hoher 

und solchen mit geringer Kontrollfrequenz ins Gesetz schreiben. 

 

• Halten Sie es für vertretbar, minder schwere Fälle von Aufbewahrungsverstößen künftig als 

Regelunzuverlässigkeitstatbestand auszugestalten, so dass der Erlaubnisinhaber die 

Möglichkeit der Exkulpation und der Darlegung eines atypischen Falls hat?   

 

Antwort:  Nein. 

 

Begründung:  § 5 Abs. 2 WaffG ist mit dem Merkmal „in der Regel“ bereits als 

Regeltatbestand mit Exkulpationsmöglichkeit ausgestaltet. Der Vorschlag reproduziert damit 

die geltende Systematik und schafft keine Entlastung. Sachgerecht wäre eine 

Ermessensregelung, die es der Behörde erlaubt, bei fehlender Gefährdung von 

Maßnahmen abzusehen. 

 

Für den Fall der Einführung eines „minder schweren Falls“ ist zudem vorgeschlagen worden, die 

Unzuverlässigkeit in diesem Fall auf einen deutlich kürzeren Zeitraum zu begrenzen. In diesen 

Fällen müsste für diesen kürzeren Zeitraum ein Widerruf der waffenrechtlichen Erlaubnis erfolgen, 

die Ausfertigungen der Erlaubnisurkunden zurückgegeben und die Waffen und Munition abgegeben 

bzw. sichergestellt werden.  

• Welche Frist halten Sie in diesem Fall für angemessen?  

 

Antwort:  --- 
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Begründung:  Der BDMP hält den Weg über einen befristeten Widerruf für verfehlt und 

schlägt keine Frist vor. Sachgerecht ist die Ahndung als Ordnungswidrigkeit unter 

Beibehaltung der Erlaubnis. 

 

 

• Halten Sie den damit einhergehenden bürokratischen Aufwand sowohl bei der 

Waffenbehörde als auch beim Erlaubnisinhaber für angemessen für die erzielte 

Neuregelung? 

 

Antwort:  Nein. 

 

Begründung:  Der Vorschlag verlangt für den leichten Verstoß ein vollständiges 

Widerrufsverfahren mit Rückgabe der Erlaubnisurkunden, Abgabe oder Sicherstellung von 

Waffen und Munition und anschließendem Wiedererteilungsverfahren. Behörde und 

Erlaubnisinhaber tragen dafür einen Aufwand, der zum Gewicht des Verstoßes außer 

Verhältnis steht. Der Erlaubnisinhaber verlöre zudem faktisch die Jagdausübung und die 

Teilnahme am Wettkampfbetrieb für die Dauer der Frist. 

 

 

• Wie bewerten die Länder, Sicherheits- und Waffenbehörden die Auswirkungen auf den 

Vollzug?  

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Länder, Sicherheits- und Waffenbehörden. 

Zu § 6 WaffG 

• Sehen Sie Bedarf an einer Qualitätsschärfung bzw. Vereinheitlichung der Standards für die 

Begutachtung nach § 6 Absatz 2 und 3 WaffG? Wenn ja, bitte begründen und belegen Sie 

Ihre Antwort. 

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Die Gutachtenpraxis nach § 6 Abs. 2 und 3 WaffG ist uneinheitlich. Umfang, 

Methodik, Bearbeitungsdauer und Kosten unterscheiden sich erheblich. Einheitliche 

Standards würden die Vergleichbarkeit und die Akzeptanz der Ergebnisse verbessern und 

die gerichtliche Überprüfbarkeit erleichtern. 

 

 

• Halten Sie es für erforderlich und angemessen, wenn die Bewertung der persönlichen 

Eignung (§ 6) ausschließlich im Wege psychologischer Begutachtung erfolgen und die 

Waffenbehörden von der Bewertung dieser Kriterien entlastet würden? 

 

Antwort:  Nein. 

 

Begründung:  Eine vollständige Verlagerung auf psychologische Begutachtung verlagert 

zugleich die Kosten auf den Erlaubnisinhaber, der sie nach § 6 Abs. 2 und Abs. 3 S. 1 

WaffG und § 4 Abs. 1 AWaffV zu tragen hat. Aus einer behördlichen Einschätzung 

entstünde ein Gutachtenmarkt mit Regelüberprüfungsintervall. Damit entschiede künftig das 

Einkommen darüber, wer den Schießsport ausüben kann. Der BDMP hält das für 
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unvereinbar mit dem Charakter des Schießsports als Breitensport und mit der 

Sportförderung des Bundes und der Länder, die allen Bevölkerungsgruppen den Zugang 

eröffnen soll. Aus medizinischer Sicht sind solche „Gutachten“ zudem als fragwürdig 

eingeschätzt worden, der Fall eines Amoklaufs in Niedersachsen zeigt, dass der Täter als 

Soldat noch unmittelbar vor der Tatausübung eine solche Untersuchung für seine 

Bewerbung bei Spezialisierten Kräften positiv bestand. Entsprechend hat eine solche 

Regelung lediglich ideologischen Placebo-Charakter und bedeutet keinerlei tatsächlichen 

Sicherheitsgewinn. 

 

 

• Wie hoch werden die Kosten einer Begutachtung für den Fall der Erstantragstellung und für 

den Fall der Regelüberprüfung eingeschätzt? Mit welchem Zeitaufwand wird gerechnet?  

 

Antwort:  Nach den Erfahrungen aus der anwaltlichen Praxis und aus dem Mitgliederkreis ist 

von etwa 1.500 Euro zuzüglich Umsatzsteuer je Gutachten auszugehen. Der Zeitaufwand 

bis zur Vorlage beträgt regelmäßig mehrere Wochen bis Monate. 

 

Begründung:  Der Betrag fällt bei der Erstantragstellung an und würde bei einer 

Regelüberprüfung jeweils erneut anfallen. Für einen Erlaubnisinhaber summiert sich das 

über die Dauer seiner sportlichen Laufbahn auf einen fünfstelligen Betrag, ohne dass 

diesem Aufwand ein belegter Sicherheitsgewinn gegenübersteht. Hinzu treten 

Verwaltungsgebühren, Vereins- und Verbandsbeiträge, Standgebühren, Munitions- und 

Ausrüstungskosten sowie die Anschaffung eines vorschriftsmäßigen 

Sicherheitsbehältnisses. Für Auszubildende, Studierende, Berufsanfänger, Familien mit 

Kindern und Bezieher kleiner Einkommen ist diese Summe die entscheidende 

Zugangshürde. Der Schießsport darf keine Sportart werden, die nur Besserverdienenden 

offensteht. 

 

 

• Wie bewerten Sie den Regelungsvorschlag, wenn die Begutachtung nur für die 

Erstantragstellung und sodann in größeren Abständen, bspw. nur alle 10 Jahre, erfolgen 

würde und es ansonsten für die Zuverlässigkeits- und Eignungsprüfung bei der Bewertung 

durch die Waffenbehörden verbleibt? 

 

Antwort:  Der Vorschlag ist abzulehnen 

 

Begründung:  Eine Begutachtung bei Erstantragstellung ist medizinisch fragwürdig und aus 

Sicht der medizinischen Fachverbände hochgradig unseriös. Was regelmäßig als Prognose 

beim Justizvollzug dokumentiert nicht funktioniert, kann nicht dem Verbraucher 

kostenpflichtig aufgezwungen werden. Sofern die Justiz tragfähige Prognosen 

implementiert, wird sich der Verband mit diesem Positivbeispiel beschäftigen, bisher jedoch 

existierten solche nicht und sind lediglich parteipolitische Forderungen als ideologisches 

Placebo. 

 

 

• Würden Sie alternativ die Einführung einer mit psychologischer Expertise erstellten, 

einheitlichen Kriterienliste für die Bewertung der Eignungsmerkmale des § 6 WaffG durch 

die Waffenbehörden selbst für vorzugswürdig erachten? 

 

Antwort:  Nein 
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Begründung:  Die Feststellung und Beurteilung von Erkrankungen unterfällt in Deutschland 

dem Arztvorbehalt nach Heilpraktikergesetz und ist lediglich unter strengen Auflagen nach 

einer Berufsausbildung eingeschränkt zulässig, die mindestens drei Jahre sowie zusätzliche 

Weiterbildungen umfasst. Dies dann für Waffenbehörden nach zwei oder drei Tagen 

„Weiterbildung“ zu gestatten, ist bereits inhaltlich absurd und nimmt die verantwortlichen 

Länder in die Haftung für den Fall vorhersehbarer „Fehldiagnosen“ 

 

 

Insbesondere an Länder/ Waffenbehörden:  

• Sind die Waffenbehörden ausreichend aufgestellt, um die Bewertung der persönlichen 

Eignung nach § 6 WaffG vorzunehmen bzw. ersteinzuschätzen? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Länder und Waffenbehörden. 

 

 

• Gibt es für Behördenmitarbeiter eine Checkliste oder Kriterienliste zur Vermeidung falsch-

positiver oder falsch-negativer Entscheidungen in Analogie zu Kriterienlisten wie sie u.a. im 

Bereich der Kraftfahrereignung verwendet werden? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Länder und Waffenbehörden. 

 

 

• Sehen Sie die Möglichkeit einer Entlastung der Waffenbehörden, wenn künftig durch 

psychologische Gutachten die Bewertung der Eignungsmerkmale nach § 6 vorgenommen 

und dies nicht mehr durch die Waffenbehörden einzuschätzen wäre? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Länder und Waffenbehörden. 

 

Zum Themenkomplex Altersgrenzen 

Zu § 6 Absatz 3 WaffG  

• Welche Erkenntnisse sprechen aus psychologischer und welche aus kriminologischer Sicht 

für die Beibehaltung der Regelung in § 6 Absatz 3 Satz 1 WaffG? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Dem BDMP liegen keine psychologischen oder kriminologischen 

Erkenntnisse vor, die für die Beibehaltung der Regelung sprechen. Der BDMP weist darauf 

hin, dass die Altersgrenze von 25 Jahren bei Einführung nicht auf empirische Befunde 

gestützt worden ist. 

In der Praxis zeigt sich, dass die in Deutschland praktizierten Altersgrenzen große 

Hemmnisse für die Gewinnung junger Sportler darstellt. Wir sehen, dass in Ländern mit 

niedrigeren Altersgrenzen erhebliche Leistungsvorteile entstehen, weil das Training im 
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jungen Alter Fertigkeiten schafft, die sich nach Vollendung des 25. Lebensjahres nicht 

antrainieren lassen.  

Aus diesem Grund plädiert der BDMP für eine Streichung des §14 Abs. 1 WaffG: 
(1) Die Erlaubnis zum Erwerb und Besitz von Schusswaffen und Munition zum Zweck des 

sportlichen Schießens wird abweichend von § 4 Abs. 1 Nr. 1 nur erteilt, wenn der 

Antragsteller das 21. Lebensjahr vollendet hat. Satz 1 gilt nicht für den Erwerb und 

Besitz von Schusswaffen bis zu einem Kaliber von 5,6 mm lfB (.22 l.r.) für Munition mit 

Randfeuerzündung, wenn die Mündungsenergie der Geschosse höchstens 200 Joule 

(J) beträgt, und Einzellader-Langwaffen mit glatten Läufen mit Kaliber 12 oder kleiner, 

sofern das sportliche Schießen mit solchen Waffen durch die genehmigte Sportordnung 

eines Schießsportverbandes zugelassen ist. 

 

 

• Welche Erkenntnisse sprechen aus psychologischer und welche aus kriminologischer Sicht 

gegen die Beibehaltung der Regelung in § 6 Absatz 3 Satz 1 WaffG? 

 

Antwort:  Gegen die Beibehaltung spricht das Fehlen einer empirischen Grundlage. 

 

Begründung:  Die Regelung knüpft an ein Lebensalter an, ohne dass ein erhöhtes Risiko für 

diese Altersgruppe im Bereich des legalen Waffenbesitzes belegt wäre. Sie belastet junge 

Erwachsene mit Kosten und Zeitaufwand in einer Lebensphase, in der Ausbildung, Studium 

oder Berufseinstieg ohnehin geringe Mittel lassen. Sie wirkt damit als soziale Auswahl beim 

Zugang zum Nachwuchsleistungssport: Wer die Begutachtung nicht bezahlen kann, 

scheidet aus. Sofern die Regelung beibehalten wird, sollten die Kosten jedenfalls nicht dem 

Antragsteller auferlegt werden. 

 

 

Zu § 27 Absatz 3 WaffG  

Im Rahmen der ersten Beteiligungsrunde ist der Vorschlag eingebracht worden, die (Mindest-) 

Altersgrenze in § 27 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 WaffG auf 10 Jahre und in § 27 Absatz 3 Satz 1 

Nummer 2 WaffG auf 12 Jahre herabzusetzen. Zur Begründung sind die Anliegen der 

schießsportlichen Früherziehung, der Nachwuchsförderung und des Leistungssports im 

internationalen Vergleich angeführt worden. 

• Wie groß ist die Anzahl an Mitgliedern in den von Ihnen vertretenen schießsportlichen 

Vereinen in der Altersgruppe zwischen 12 und 14 Jahren und in der Altersgruppe zwischen 

14 und 18 Jahren? Bitte stellen Sie es entweder im Durchschnitt pro Verein dar oder, soweit 

die Nachwuchsförderung bspw. an speziellen Kaderstützpunkten erfolgt gesondert für diese 

Stützpunkte dar. Bitte stellen Sie die Angaben auch in das Verhältnis der Gesamtanzahl der 

Mitglieder.  

 

Antwort:  Mitgliederzahlen der Altersgruppen 12 bis 14 Jahre: 20 Mitglieder 

   Mitgliederzahlen der Altersgruppe 14 bis 18 Jahre: 170 Mitglieder 

 

Begründung: Die Praxis zeigt, dass die Hemmnisse, die aus den Alterserfordernissen 

erwachsen, so schwerwiegend sind, dass eine Nachwuchsgewinnung und dessen 

Förderung für uns faktisch nicht existiert. 
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• Lässt sich das praktische Bedürfnis an einer Herabsenkung der Altersgrenzen anders 

belegen? Bitte erläutern Sie.  

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Das praktische Bedürfnis lässt sich am internationalen Wettbewerbsvergleich 

und an der Nachwuchsgewinnung für Bundeswehr und Polizei belegen. In zahlreichen 

europäischen Staaten beginnt der geregelte Schießsport früher; deutsche 

Nachwuchsathleten treten deshalb mit einem Rückstand an Trainingsjahren an. Hinzu 

kommt, dass die frühe Heranführung unter Aufsicht die Vermittlung von Sicherheitsregeln 

und den verantwortungsvollen Umgang mit Sportgeräten fördert. Der Schießsport ist zudem 

einer der wenigen Sportbereiche, in denen Kinder mit körperlichen Einschränkungen 

gleichberechtigt teilnehmen können. Hinzu kommt ein Gesichtspunkt, der angesichts der 

veränderten sicherheitspolitischen Lage an Gewicht gewonnen hat: Über den Schießsport 

werden junge Menschen an den verantwortungsvollen Umgang mit der Waffe herangeführt 

und für den Wehrdienst sowie für Berufe mit behördlichem Waffeneinsatz interessiert. Der 

BDMP leistet damit einen Beitrag zur Nachwuchsgewinnung für Bundeswehr, Polizei und 

Zoll, der sich an anderer Stelle nur mit erheblichem Aufwand ersetzen ließe. 

 

Insbesondere an Länder, Sicherheitsbehörden, Psychologenverbände, Verbände aus dem Bereich 

Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfe:  

• Ist es unter Aspekten des Kinder- und Jugendschutzes und unter Sicherheitsaspekten 

vertretbar, aus Gründen der Nachwuchsförderung die (Mindest-) Altersgrenze in § 27 

Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 WaffG auf 10 Jahre und in § 27 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 

WaffG auf 12 Jahre herabzusetzen? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Länder, Sicherheitsbehörden, Psychologenverbände 

sowie Verbände aus dem Bereich der Jugendgerichte und der Jugendgerichtshilfe. Der 

BDMP hält die Herabsetzung für vertretbar und verweist auf seine Ausführungen zur 

Aufsicht. 

 

 

• Sind für den Fall der Herabsenkung der genannten Altersgrenzen aus Ihrer Sicht die in § 27 

vorgesehenen Sicherungsmaßnahmen ausreichend, durch die eine Gefährdung der Kinder 

und Jugendlichen sowie eine Gefährdung unter allgemeinen Sicherheitsaspekten 

ausgeschlossen wird?  

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  § 27 Abs. 3 und 4 WaffG sichern das Schießen Minderjähriger mehrfach ab: 

Einwilligung der Erziehungsberechtigten, Aufsicht durch eine sachkundige und zuverlässige 

Person, Beschränkung auf zugelassene Schießstätten und Beschränkung der Waffenarten. 

Diese Sicherungen wirken unabhängig vom Lebensalter des Schützen. 

 

 

• Genügen aus Ihrer Sicht die Regelungen hinsichtlich der Aufsicht auch für den Fall der 

Herabsenkung der genannten Altersgrenzen? 
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Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Die Aufsichtsregelungen knüpfen an die Sachkunde und Zuverlässigkeit der 

Aufsichtsperson an, nicht an das Alter des Schützen. Die Vereine des BDMP setzen für den 

Jugendbereich zusätzlich ausgebildete Übungsleiter ein. 

 

 

• Gibt es (statistische) Erkenntnisse zu Schießsportsituationen nach § 27 Absatz 3 Satz 1 

WaffG (Unfälle, missbräuchliche Verwendung der Waffen, Kinder- und 

Jugendschutzrelevanz o.Ä.)? 

 

Antwort:  Dem BDMP sind aus dem eigenen Verbandsbereich keine Unfälle oder Fälle 

missbräuchlicher Verwendung im Rahmen des § 27 Abs. 3 S. 1 WaffG bekannt. 

 

Begründung:  : Dem BDMP liegen keine Daten vor. Der BDMP regt an, die Unfallstatistiken 

der Sportversicherer heranzuziehen, die den Schießsport im Vergleich der Sportarten 

regelmäßig im unteren Risikobereich ausweisen. 

 

Zu § 27 Absatz 4 WaffG 

Im Rahmen der ersten Beteiligungsrunde ist ebenfalls aus Gründen der Nachwuchsförderung 

zudem der Vorschlag eingebracht worden, für die nach § 27 Absatz 4 Satz 1 WaffG mögliche 

Ausnahme von den Altersgrenzen des § 27 Absatz 3 Satz 1 WaffG künftig nicht mehr grundsätzlich 

eine ärztliche Bescheinigung über die geistige und körperliche Eignung zu fordern, sondern nur 

noch bei konkreten Anhaltspunkten bei einem persönlichen Eindruck. 

• In wie vielen Fällen war Kindern und Jugendlichen aufgrund der fehlenden geistigen und 

körperlichen Eignung nach ärztlicher Bescheinigung die Teilnahme am Leistungssport nicht 

möglich? 

 

Antwort:  Dem BDMP liegen nur auszugsweise Meldungen von Betroffenen vor. 

 

Begründung:  Nach den Rückmeldungen aus den Landesverbänden sind Versagungen aus 

diesem Grund seltene Ausnahmen. Die Bescheinigung wirkt in der Praxis überwiegend als 

bürokratische und kostenpflichtige Hürde vor der Aufnahme des Trainings. Diese Hürden 

sind so groß, dass Jugendliche andere Sportarten wählen und so für den erfolgreichen 

Schießsport verloren gehen. 

 

 

• Für den Fall der Herabsenkung der Altersgrenzen in § 27 Absatz 3 Satz 1 WaffG (s. oben 

zu § 27 Absatz 3 Satz 1 WaffG): Besteht aus Ihrer Sicht weiterhin ein Bedarf an der 

bisherigen Regelung des § 27 Absatz 4 Satz 1 WaffG zur Erteilung einer 

Ausnahmegenehmigung?  

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Auch bei herabgesetzten Altersgrenzen bleibt ein Bedarf an einer 

Ausnahmemöglichkeit für besonders geeignete jüngere Sportler bestehen. Die 

Ausnahmeregelung sollte allerdings von der obligatorischen ärztlichen Bescheinigung 

entkoppelt und an konkrete Anhaltspunkte geknüpft werden. 
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Insbesondere an Länder, Sicherheitsbehörden, Psychologenverbände, Verbände aus dem Bereich 

Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfe:  

• Ist der dargestellte Regelungsvorschlag zum Verzicht auf eine ärztliche Bescheinigung 

unter Aspekten des Kinder- und Jugendschutzes und unter Sicherheitsaspekten vertretbar? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Länder, Sicherheitsbehörden, Psychologenverbände 

sowie Verbände aus dem Bereich der Jugendgerichte und der Jugendgerichtshilfe. Der 

BDMP hält den Verzicht für vertretbar, weil die Aufsichtsperson die körperliche Eignung im 

konkreten Trainingsbetrieb unmittelbar beurteilen kann. 

 

 

• Wie bewerten Sie den Regelungsvorschlag für den Fall der Herabsenkung der 

Altersgrenzen des § 27 Absatz 3 Satz 1 WaffG (s.o.), insbesondere in Hinblick auf Kinder 

unter 10 Jahren? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an die vorgenannten Stellen. 

 

Zum Themenkomplex SRS-Waffen 

• Hat sich die Regelung, wonach der Erwerb und Besitz von SRS-Waffen für Personen, die 

das 18. Lebensjahr vollendet haben, erlaubnisfrei ist, für das Führen dieser Waffen aber ein 

sog. Kleiner Waffenschein erforderlich ist, bewährt? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Die geltende Abstufung zwischen erlaubnisfreiem Erwerb und Besitz 

einerseits und dem Kleinen Waffenschein für das Führen andererseits ist ausgewogen. Sie 

knüpft die Erlaubnispflicht an den Umstand, der die Gefahr begründet, nämlich das 

Mitführen in der Öffentlichkeit. 

 

 

• Sollte bereits für den Erwerb und Besitz von SRS-Waffen zusätzlich verpflichtend 

o die Zuverlässigkeit und persönliche Eignung überprüft werden, 

o die erforderliche Sachkunde nachgewiesen werden, 

o ein Bedürfnis nachgewiesen werden, 

o eine Haftpflichtversicherung nachgewiesen werden? 

Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 

 

• Sollte für das Führen von SRS-Waffen zusätzlich 

o die erforderliche Sachkunde nachgewiesen werden, 

o ein Bedürfnis nachgewiesen werden, 

o eine Haftpflichtversicherung nachgewiesen werden? 
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Antwort: Nein zu allen genannten Punkten. 

 

Begründung: Zuverlässigkeit und Eignung werden bereits für den Kleinen Waffenschein 

geprüft. Eine Sachkunde- und Bedürfnisprüfung für Erwerb und Besitz von SRS-Waffen 

würde für mehrere Millionen Bürger ein Verwaltungsverfahren schaffen und in den 

Waffenbehörden Kapazitäten binden, die für die Kontrolle des scharfen Waffenbesitzes 

fehlen. Eine Haftpflichtversicherung ist über die Privathaftpflicht regelmäßig bereits 

abgedeckt. 

 

 

• Sollten der Erwerb, der Besitz und das Führen von SRS-Waffen an einheitliche 

Bedingungen geknüpft sein? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung:  Die Differenzierung zwischen Besitz und Führen ist sachgerecht, weil sie an 

die unterschiedliche Gefährdungslage anknüpft. Einheitliche Bedingungen würden den 

Besitz ohne Sicherheitsgewinn dem Führen gleichstellen. 

 

 

• Sofern Sie die vorherige Frage mit „Ja“ beantwortet haben, welche Bedingungen sollten das 

sein? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 

 

Antwort: --- 

 

Begründung: Die vorstehende Frage ist mit Nein beantwortet worden. 

 

 

• Welche Bedürfnisgründe sollte das Waffengesetz für den Erwerb, Besitz und das Führen 

von SRS-Waffen anerkennen? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 

 

Antwort: Der BDMP hält an der erlaubnisfreien Ausgestaltung von Erwerb und Besitz fest. 

Für das Führen sollte es beim Kleinen Waffenschein ohne Bedürfnisnachweis bleiben. 

 

Begründung: Ein Bedürfnisnachweis für den Kleinen Waffenschein würde den Zugang zum 

Selbstschutz beseitigen, für den der Gesetzgeber die erlaubnisfreie Ausgestaltung gerade 

vorgesehen hat. Die Beschränkung auf Bühne, Film und Brauchtum, wie sie in der 

Länderberatung erwogen worden ist, verkennt die tatsächliche Motivlage der Erwerber. 

 

 

• Welche Bedürfnisgründe sollte das Waffenrecht für SRS-Waffen nicht 

vorsehen/ausschließen? 

 

Antwort: Ein Ausschluss bestimmter Bedürfnisgründe ist nicht veranlasst, solange kein 

Bedürfnisnachweis eingeführt wird. 

 

Begründung: Siehe vorstehende Antwort. 
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• Sofern die geltenden Regelungen für SRS-Waffen geändert werden, sollten die geänderten 

Regelungen auch für SRS-Waffen gelten, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der 

Neuregelung besessen werden?  

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Eine Erstreckung auf Altbestände würde Millionen rechtmäßig erworbener 

Gegenstände nachträglich der Erlaubnispflicht unterwerfen und ihre Besitzer bei Untätigkeit 

in die Strafbarkeit führen. Der Vertrauensschutz gebietet eine vollständige Altfallregelung. 

 

 

• Sollte das Gesetz künftig eine Befristung des Kleinen Waffenscheins vorsehen? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Eine Befristung erzeugt Verlängerungsverfahren in sechsstelliger Zahl ohne 

erkennbaren Sicherheitsgewinn. Die Zuverlässigkeit lässt sich über die bestehenden 

Mitteilungspflichten und über Anlasskontrollen wirksamer überwachen. 

 

 

• Sollte es spezielle Regelungen zur Aufbewahrung von SRS-Waffen geben? Wenn ja, 

welche. 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: § 13 Abs. 2 AWaffV verlangt bereits die Aufbewahrung in einem 

verschlossenen Behältnis. Weitergehende Anforderungen wären angesichts des begrenzten 

Gefährdungspotenzials unverhältnismäßig. 

 

 

• Welche Regelungen sollten für die Verbringung von SRS-Waffen innerhalb der EU gelten? 

 

Antwort: Es sollte bei den geltenden Regelungen bleiben. 

 

Begründung: Der BDMP sieht keinen Änderungsbedarf und weist darauf hin, dass die 

europarechtliche Entwicklung abzuwarten ist. 

 

 

• Welche Kennzeichnungsvorschriften sollten für SRS-Waffen gelten? 

 

Antwort: Die geltenden Kennzeichnungsvorschriften einschließlich des PTB-Prüfzeichens 

sind ausreichend. 

 

Begründung: Das Prüfzeichen erlaubt die eindeutige Zuordnung. Eine farbliche 

Kennzeichnung würde die Erkennbarkeit für den Angegriffenen im Einsatzfall 

beeinträchtigen, ohne den Missbrauch zu verhindern, weil Farbe entfernt oder aufgetragen 

werden kann. 

 

 

• Sollten SRS-Waffen künftig auch im NWR eingetragen werden? 
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Antwort: Nein. 

 

Begründung: Die Eintragung erlaubnisfreier Gegenstände in das NWR würde einen 

Registerbestand in Millionenhöhe erzeugen, dessen Pflege den Nutzen übersteigt. Das 

Register sollte auf erlaubnispflichtige Waffen beschränkt bleiben. Abgesehen davon bieten 

die Materialeigenschaften in vielen Fällen gar keine Möglichkeit für eine dauerhaft 

anzubringende Seriennummer. 

 

 

Insbesondere an Sicherheitsbehörden und Länder/ Waffenbehörden:  

• Bei welcher Art von Straftaten werden SRS-Waffen von Tätern/Tatverdächtigen eingesetzt? 

 

Antwort: --- 

 

 

• Gibt es statistische Werte/Kennzahlen speziell bezogen auf die Verwendung von SRS-

Waffen bei Straftaten? 

 

Antwort: --- 

 

 

• Welche sonstigen Maßnahmen zur Verhütung von Straftaten unter Verwendung von SRS-

Waffen halten sie für zielführend (z.B. verpflichtende farbige Kennzeichnung von SRS-

Waffen)? 

 

Antwort: --- 

 

Zu § 13 WaffG  

• Was ist in der Jägerschaft eine übliche Anzahl von Langwaffen pro Jäger? 

 

Antwort:  Der BDMP vertritt Sportschützen und äußert sich zur Jägerschaft nur ergänzend.  

 

Begründung:  Die Zahl variiert stark und ergibt sich aus den unterschiedlichen Jagdarten 

und Wildarten sowie aus dem Umstand, dass Büchse und Flinte in mehreren Kalibern 

vorgehalten werden müssen. Belastbare bundesweite Erhebungen liegen dem BDMP nicht 

vor. 

 

• Wie viele Langwaffen werden üblicherweise von einem Jäger tatsächlich zur Jagdausübung 

in Deutschland benötigt? 

 

Antwort:  Eine allgemeingültige Zahl lässt sich nicht angeben. 

 

Begründung:  Der Bedarf hängt von Revierstruktur, Wildarten, Jagdarten und der Teilnahme 

an Bewegungsjagden ab. Die Frage nach einer üblichen Zahl ist deshalb für eine 

gesetzliche Regelung ungeeignet. 
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• Ab welcher Grenze würden Sie von einem extremen Einzelfall sprechen, der in Hinblick auf 

die öffentliche Sicherheit (Waffensammlung in Privathäusern) ggf. einer Regelung zugeführt 

werden müsste? In der ersten Beteiligungsrunde sind insoweit eine zweistellige Anzahl von 

Langwaffen für noch akzeptabel, aber eine dreistellige Anzahl an Langwaffen für nicht mehr 

erforderlich und unter Aspekten der öffentlichen Sicherheit problematisch angesehen 

worden. 

 

Antwort:  Der BDMP nennt bewusst keine Grenze. 

 

Begründung:  Die Frage nach der Grenze setzt voraus, dass die Zahl der Waffen als solche 

ein Sicherheitsrisiko begründet. Dieser Zusammenhang ist nicht belegt. Maßgeblich für die 

Sicherheit sind die Zuverlässigkeit des Besitzers und die Aufbewahrung, beides wird bereits 

geprüft. Der BDMP bittet darum, vor jeder Grenzziehung die deliktische Relevanz empirisch 

zu klären. 

 

 

• Würden Sie, wie in der ersten Beteiligungsrunde auch von Teilen der Verbände der 

Jägerschaft für denkbar gehalten, eine absolute gesetzliche Höchstgrenze, etwa im 

mittleren zweistelligen Bereich, innerhalb derer keine Bedürfnisprüfung stattfinden würde, 

für sachgerecht halten?  

 

Antwort:  Nein. 

 

Begründung:  Eine absolute gesetzliche Höchstgrenze ist überflüssig. Sie ersetzt die 

Einzelfallprüfung durch eine pauschale Zahl und trifft ausschließlich Erlaubnisinhaber, die 

sich über Jahrzehnte beanstandungsfrei verhalten.. Hinzu kommt eine Folge, die bislang 

unbeachtet geblieben ist: Ist das Kontingent ausgeschöpft, kann der Erlaubnisinhaber auf 

moderne Systeme nicht mehr umsteigen. Der technische Fortschritt bei Sicherheit, 

Präzision, Schalldämpfertauglichkeit und bleifreier Munition erreicht die Praxis dann nicht 

mehr. Die Kontingentierung bedroht damit zugleich Arbeitsplätze in der Herstellung und in 

der Wartung von Waffen in Deutschland, weil die Nachfrage nach Neuentwicklungen und 

nach der Instandhaltung eines lebendigen Bestandes wegbricht. Betroffen sind Hersteller, 

Fachhandel und Büchsenmacherhandwerk. Der BDMP lehnt jede Kontingentierung ab. 

 

 

In der einschlägigen Rechtsprechung zum Themenkomplex (z. B auch VG Gießen, Urteil vom 

28.10.2021, 9 K 2448/20.GI) wurde seitens der Erlaubnisinhaber auch angeführt, dass man die 

wohl über das übliche Maß hinausgehende Anzahl an Langwaffen für Ausbildungszwecke 

benötige. 

• Besteht hier aus Ihrer Sicht die Möglichkeit der Eintragung solcher Waffen zu 

Ausbildungszwecken in eine Vereins-WBK nach § 10 Absatz 2 Satz 2 WaffG?  

 

Antwort:  Nur eingeschränkt. 

 

Begründung:  Die Vereins-WBK nach § 10 Abs. 2 S. 2 WaffG setzt eine juristische Person 

und einen entsprechenden Vereinszweck voraus. Für den einzelnen Ausbilder, der 

außerhalb eines Vereins tätig ist, steht dieser Weg nicht offen. 
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• Halten Sie diese Vorgehensweise für vorzugswürdig und geeignet zur Lösung der in der 

Rechtsprechung aufgekommenen Fälle?  

 

Antwort:  Nein. 

 

Begründung:  Der Weg über die Vereins-WBK löst die in der Rechtsprechung behandelten 

Fälle nicht, weil er die Zurechnung der Waffen und die Aufbewahrung neu ordnet und den 

einzelnen Ausbilder ausschließt. 

 

• Wird darüber hinaus ein Bedarf an einer Art „Ausbildungs-WBK“ gesehen? Wenn ja, 

warum? 

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Für Ausbildungstätigkeit im gewerblichen und behördlichen Bereich besteht 

ein praktischer Bedarf an einer eigenen Erlaubniskategorie, die den Besitz mehrerer 

gleichartiger Waffen zu Ausbildungszwecken abbildet, ohne den Umweg über das 

gesteigerte Bedürfnis. Das gilt insbesondere für die Ausbildung von Angehörigen der 

Sicherheitsbehörden und für die schießsportliche Betreuung von Reservistinnen und 

Reservisten, bei der Waffen unterschiedlicher Systeme vorgehalten werden müssen. Der 

BDMP wirkt an der Ausgestaltung gerne mit. 

 

Insbesondere an Sicherheitsbehörden und Länder/ Waffenbehörden:  

• Besteht eine deliktische Relevanz des Waffensammelns von Jägern?  

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Sicherheitsbehörden sowie Länder und 

Waffenbehörden. Der BDMP hält die Beantwortung dieser Frage für die Voraussetzung 

jeder weiteren Erörterung einer Kontingentierung. 

 

 

Zu § 14 WaffG 

Im Rahmen der ersten Beteiligungsrunde ist der Vorschlag eingebracht worden, dass sog. 

Erwerbsstreckungsgebot (§ 14 Absatz 3 Satz 2 WaffG) zu streichen bzw. Ausnahmetatbestände 

aus der Praxis aufzunehmen. Zur Begründung ist angeführt worden, dass andernfalls insbesondere 

in Fällen, in denen ältere Sportschützen versterben würden, deren Waffen nicht erworben werden 

könnten, obwohl dies im Sinne der kontrollierten Übergabe an andere überprüfte Sportschützen 

wünschenswert wäre.  

• Was spricht Ihrer Auffassung nach für den genannten Regelungsvorschlag? 

 

Antwort:  Für den Regelungsvorschlag spricht die kontrollierte Weitergabe im Erbfall. 

 

Begründung:  Beim Tod eines Sportschützen entsteht regelmäßig ein größerer Bestand, 

dessen Übergang an überprüfte Sportschützen im Sicherheitsinteresse liegt. Das 

Erwerbsstreckungsgebot verhindert diesen Weg und führt dazu, dass Waffen entweder 

unbenutzt bei den Erben verbleiben oder über den Handel verstreut werden. Hinzu kommt, 

dass der Erwerber die Bedürfnisprüfung ohnehin für jede Waffe zu durchlaufen hat, so dass 

die zeitliche Streckung keinen zusätzlichen Prüfgewinn bringt. 
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Zudem ist bereits die Frage aus der Systematik des Fragenkataloges widersprüchlich: Ein 

zeitlich befristeter Entzug der Erlaubnisse wird für „geringfügige Fälle“ angefragt, nach Ende 

dieser Frist soll dann der erfolgreiche Wettkampfschütze wieder bei null unter Beachtung 

des „Erwerbsstreckungsgebots“ anfangen? 

 

• Was spricht Ihrer Auffassung nach gegen den genannten Regelungsvorschlag?  

 

Antwort:  Gegen den Vorschlag lässt sich lediglich der ursprüngliche Zweck der Norm 

anführen. 

 

Begründung:  Das Erwerbsstreckungsgebot sollte einer unbedachten Anhäufung 

entgegenwirken. Dieser Zweck wird durch die Bedürfnisprüfung für jede einzelne Waffe 

bereits erfüllt. 

 

 

Insbesondere an Länder/ Waffenbehörden:  

• In welchen Fällen wird in der Praxis von der Ausnahmemöglichkeit für begründete 

Einzelfälle („in der Regel“, § 14 Absatz 3 Satz 2 WaffG) Gebrauch gemacht?  

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Länder und Waffenbehörden. Nach den 

Rückmeldungen aus dem Mitgliederkreis wird von der Ausnahmemöglichkeit uneinheitlich 

und selten Gebrauch gemacht. 

 

 

• Sehen Sie für die angeführte Fallgestaltung eines Erwerbs aufgrund des Versterbens eines 

Sportschützens die Möglichkeit, eine Ausnahme vom Erwerbsstreckungsgebot (vgl. § 14 

Absatz 3 Satz 2 WaffG: „in der Regel“) zu gewähren?  

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Die Fallgestaltung ist als begründeter Einzelfall im Sinne des Merkmals „in 

der Regel“ ohne weiteres erfassbar. Die uneinheitliche Handhabung durch die Behörden 

spricht allerdings für eine gesetzliche Klarstellung. 

 

 

• Sehen Sie für die genannten Fallgestaltungen oder für andere Fallgestaltungen den Bedarf 

an einer Rechtsänderung, weil dies nicht über die Ausnahme vom Erwerbsstreckungsgebot 

(vgl. § 14 Absatz 3 Satz 2 WaffG: „in der Regel“) erfolgen kann?  

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Eine ausdrückliche Ausnahmeregelung für den Erwerb aus dem Nachlass 

eines Erlaubnisinhabers schafft bundesweit einheitliche Verhältnisse und entlastet die 

Behörden von der Einzelfallbegründung. Der BDMP schlägt vor, den Erwerb aus einem 
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Nachlass innerhalb einer angemessenen Frist generell vom Erwerbsstreckungsgebot 

auszunehmen. 

 

 

Im Rahmen der ersten Beteiligungsrunde ist vorgeschlagen worden, den Erwerb und Besitz von 

halbautomatischen Langwaffen und mehrschüssigen Kurzwaffen bedürfnisbasiert zu prüfen, aber 

ohne eine im Gesetz festgelegte Kontingentierung (sog. Grundkontingent, § 14 Absatz 5 Satz 1 

WaffG).  

• Haben sich die Regelungen zum sog. Grundkontingent von drei halbautomatischen 

Langwaffen und zwei mehrschüssigen Kurzwaffen bewährt?  

 

Antwort:  Nein. 

 

Begründung:  Die starre Zuordnung von drei halbautomatischen Langwaffen und zwei 

mehrschüssigen Kurzwaffen bildet die Disziplinenvielfalt nicht ab. Sportschützen, die 

schwerpunktmäßig Kurzwaffendisziplinen betreiben, können das Langwaffenkontingent 

nicht nutzen und umgekehrt. Die Zuordnung nach dem Erwerbszeitpunkt führt zu 

Ergebnissen, die niemand steuern kann. Zusätzlich wurde in der Praxis das „Regel“-

Bedürfnis dennoch als Einzelfallprüfung für jede Waffe ausgestaltet, was den 

Verwaltungsaufwand ad absurdum führte. 

 

 

• Was unterscheidet Ihrer Auffassung nach den Regelungsvorschlag von der aktuellen 

Rechtslage?  

 

Antwort:  Der Vorschlag ersetzt die feste Zahl durch die Prüfung im Einzelfall. 

 

Begründung:  Nach geltendem Recht wird innerhalb des Grundkontingents nicht geprüft und 

darüber hinaus das gesteigerte Bedürfnis verlangt. Der Vorschlag verlagert die Prüfung 

durchgehend auf das Bedürfnis und macht die Zahl als solche zum unerheblichen Kriterium. 

 

 

• Welchen Vorteil hätte der dargestellte Regelungsvorschlag?  

 

Antwort:  Der Vorteil liegt in der Ausrichtung an der tatsächlichen sportlichen Betätigung. 

 

Begründung:  Der Erlaubnisinhaber erhält die Waffen, die er für seine Disziplinen benötigt, 

und keine anderen. Die Behörde entscheidet anhand nachprüfbarer Kriterien statt anhand 

einer Zahl. Der BDMP unterstützt diesen Vorschlag. 

 

 

• Wie wäre die Bedürfnisprüfung im Falle des dargestellten Regelungsvorschlags 

durchzuführen? 

 

Antwort:  Die Bedürfnisprüfung sollte anhand der vom Verband bescheinigten Disziplinen 

und der Schießnachweise erfolgen. 

 

Begründung:  Die anerkannten Schießsportverbände verfügen über die Sportordnungen 

und die Nachweise über die Trainings- und Wettkampfteilnahme. Die Bescheinigung nach § 

14 Abs. 3 WaffG ist der geeignete Anknüpfungspunkt. Zudem sollte das Bedürfnis 
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personen- und eben nicht waffenbezogen geprüft werden, was auch den 

Verwaltungsaufwand bei den Behörden entsprechend minimieren würde. 

 

 

• Wäre die Bedürfnisprüfung wie derzeit für das gesteigerte schießsportliche Bedürfnis (§ 14 

Absatz 5 WaffG) durchzuführen?  

 

Antwort:  Nein. 

 

Begründung:  Die Prüfung sollte einheitlich am disziplinbezogenen Bedarf ausgerichtet 

werden. Die Unterscheidung zwischen einfachem und gesteigertem Bedürfnis entfiele 

damit, was den Vollzug deutlich vereinfacht. 

 

Insbesondere an Sicherheitsbehörden:  

• Wie beurteilen Sie den Regelungsvorschlag unter Aspekten der öffentlichen Sicherheit? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an die Sicherheitsbehörden. 

 

Im Rahmen der ersten Beteiligungsrunde ist auch der Vorschlag eingebracht worden, dass sog. 

Grundkontingent (§ 14 Absatz 5 Satz 1 WaffG) zu erhöhen.  

• Halten Sie den dargestellten Regelungsvorschlag für sachgerecht?  

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Eine Anhebung des Grundkontingents bildet die Disziplinenvielfalt besser ab 

und verringert die Zahl der Anträge auf Feststellung des gesteigerten Bedürfnisses. 

 

 

• Welche Vorteile hätte der dargestellte Regelungsvorschlag? 

 

Antwort:  Der Vorteil liegt in der Entlastung von Behörden und Erlaubnisinhabern. 

 

Begründung:  Jeder Antrag auf ein gesteigertes Bedürfnis bindet Kapazität bei der 

Waffenbehörde, beim Verband und beim Antragsteller. Eine Anhebung senkt diese Zahl 

unmittelbar. 

  

 

• Wie würde im Falle des dargestellten Regelungsvorschlags die Bedürfnisprüfung erfolgen?  

 

Antwort:  Innerhalb des angehobenen Kontingents ohne Einzelprüfung, darüber hinaus wie 

bisher. 

 

Begründung:  Die Systematik bliebe unverändert, lediglich die Schwelle verschöbe sich. 

 

 

• Wäre die Bedürfnisprüfung wie derzeit für das sog. Grundkontingent durchzuführen? 
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Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Der BDMP sieht insoweit keinen Änderungsbedarf an der Prüfsystematik. 

 

 

Insbesondere an Sicherheitsbehörden:  

• Wie beurteilen Sie den Regelungsvorschlag unter Aspekten der öffentlichen Sicherheit? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an die Sicherheitsbehörden. 

 

 

Im Rahmen der ersten Beteiligungsrunde ist außerdem der Regelungsvorschlag eingebracht 

worden, das Grundkontingent auf maximal 5 halbautomatische Lang- oder mehrschüssige 

Kurzwaffen zu setzen. Zur Begründung ist angeführt worden, dass in diesem Fall der 

Erlaubnisinhaber innerhalb des Grundkontingents selbst wählen kann zwischen den 

Waffenkategorien.  

• Halten Sie den dargestellten Regelungsvorschlag für sachgerecht? 

 

Antwort:  In Teilen: Ja. 

 

Begründung: Grundsätzlich begrüßen wir eine Erhöhung des Grundkontingents sowie die 

freie Wahl zwischen den Waffenkategorien. Ein einheitliches Kontingent frei wählbaren 

Waffen bildet die tatsächliche sportliche Ausrichtung des einzelnen Schützen ab. Der 

Kurzwaffenschütze und der Langwaffenschütze werden gleichbehandelt. Wir denken 

jedoch, dass eine Begrenzung auf fünf Waffen für unsere Schützen nicht sachgerecht ist, da 

der Bedarf auch bei Hobbyschützen höher ist, nicht zuletzt, weil selbst Teilbereiche unserer 

Sportordnung höhere Anforderungen an die Ausstattung mit unterschiedlichen Waffen an 

unsere Schützen stellen, möchte man an einem Teilprogramm in Gänze teilnehmen. 

  

 

• Welche Vorteile hätte der dargestellte Regelungsvorschlag? 

 

Antwort:  Der Vorteil liegt in der Wahlfreiheit ohne Erhöhung der Gesamtzahl. 

 

Begründung:  Die Zahl der Waffen im Grundkontingent bliebe gegenüber der geltenden 

Rechtslage unverändert. Verändert würde allein die Zuordnung zu den Kategorien, was 

keinen sicherheitsrelevanten Unterschied begründet. 

Der Nachteil besteht darin, dass die Begrenzung auf fünf Waffen nicht sachgerecht ist, da 

sie die Breite unserer Sportordnung nicht abbildet. 

  

 

• Besteht aus Sicht der Praxis der Genehmigungsbehörden ein Bedarf an einer solchen 

Regelung?  

 

Antwort:  --- 
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Begründung:  Die Frage richtet sich an die Genehmigungsbehörden. 

 

 

Insbesondere an Sicherheitsbehörden:  

• Wie bewerten Sie den dargestellten Regelungsvorschlag unter Aspekten der öffentlichen 

Sicherheit? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an die Sicherheitsbehörden. 

 

 

Im Rahmen der ersten Beteiligungsrunde ist außerdem der Vorschlag eingebracht worden, unter 

Beibehaltung der bisherigen Rechtslage im Übrigen künftig dem Erlaubnisinhaber zu ermöglichen, 

selbst entscheiden zu können, welche Waffe auf dem Grundkontingent eingetragen wird statt, wie 

bisher, die Zuordnung zu Grund- und Überkontingent nach dem Erwerbszeitpunkt vorzunehmen.  

 

Insbesondere an Länder/ Waffenbehörden:  

• Wie bewerten Sie den Regelungsvorschlag unter Vollzugsaspekten? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Länder und Waffenbehörden. Der BDMP unterstützt 

den Vorschlag. 

 

  

• Was spricht aus Ihrer Sicht für eine Zuordnung zum Grundkontingent anhand des 

Erwerbsdatums? Was spricht dagegen?  

 

Antwort:  Für die Zuordnung nach dem Erwerbsdatum spricht allein die einfache 

Handhabung. Dagegen spricht, dass sie zufällige Ergebnisse erzeugt. 

 

Begründung:  Wer eine Waffe veräußert, verliert unter Umständen die günstigere 

Zuordnung für die verbleibenden Waffen, ohne dass dies für ihn vorhersehbar war. Ein 

Wahlrecht des Erlaubnisinhabers beseitigt diesen Zufall und ist für die Behörde mit 

gleichem Aufwand vollziehbar. Zudem zeigt die Praxis, dass es Waffen gibt, die über das 

Wettkampfjahr eine stärkere Nutzung erfahren, was den Nachweis der Regelmäßigkeit, so 

wie er von manchen Genehmigungsbehörden rechtswidrig verlangt wird, vereinfacht. 

Dagegen gibt es Waffen, deren Nutzung sich verändert, auch weil bspw. Wettkämpfe 

ausfallen, und daher eine Nachweisführung erschwert wird. Eine Wahl durch den 

Erlaubnisinhaber trägt diesem Umstand Rechnung. 

 

Insbesondere an Sicherheitsbehörden:  

• Wie bewerten Sie den dargestellten Regelungsvorschlag unter Aspekten der öffentlichen 

Sicherheit? 

 

Antwort:  --- 
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Begründung:  Die Frage richtet sich an die Sicherheitsbehörden. 

 

Im Rahmen der ersten Beteiligungsrunde ist zudem vorgeschlagen worden, die bisherige 

Mengenbegrenzung auf 10 Waffen in § 14 Absatz 6 WaffG heraufzusetzen, beispielsweise auf 15 

Waffen.  Zur Begründung ist angeführt worden, dass andernfalls nicht alle Sportdisziplinen 

abgedeckt werden können und von den privilegierten Waffen eine geringere Gefahr ausgehe. 

• Halten Sie den dargestellten Regelungsvorschlag für sachgerecht? 

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Die Grenze von zehn Waffen auf der gelben Waffenbesitzkarte deckt die Zahl 

der Disziplinen nicht ab, die ein Sportschütze im Laufe seiner sportlichen Entwicklung 

betreibt. Eine Anhebung auf fünfzehn Waffen ist sachgerecht. § 14 Abs. 6 WaffG erfasst 

Einzellader-Langwaffen mit glatten und gezogenen Läufen, Repetier-Langwaffen mit 

gezogenen Läufen, einläufige Einzellader-Kurzwaffen für Patronenmunition sowie 

mehrschüssige Kurz- und Langwaffen mit Zündhütchenzündung. Der Gesetzgeber hat 

diese Waffen wegen ihres geringeren Gefährdungspotenzials gerade privilegiert. 

 

• Wieso wird für den Fall, dass über die Mengenbegrenzung von 10 Waffen hinaus weitere 

Waffen für die Ausübung des Schießsports benötigt werden, nicht der Nachweis eines 

entsprechenden Bedürfnisses nach § 14 Absatz 5 WaffG geführt („zur Ausübung weiterer 

Sportdisziplinen benötigt“)?  

 

Antwort:  Der Weg über § 14 Abs. 5 WaffG steht offen, ist für die privilegierten Waffen aber 

unangemessen aufwendig. 

 

Begründung:  Das Verfahren nach § 14 Abs. 5 WaffG verlangt Verbandsbescheinigung, 

behördliche Prüfung und Einzelfallbegründung. Für Waffen, die der Gesetzgeber gerade 

wegen ihres geringeren Gefährdungspotenzials privilegiert hat, steht dieser Aufwand außer 

Verhältnis. Die Privilegierung würde durch das Prüfverfahren teilweise wieder aufgehoben. 

 

Insbesondere an Sicherheitsbehörden:  

• Wie bewerten Sie den dargestellten Regelungsvorschlag unter Aspekten der öffentlichen 

Sicherheit? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an die Sicherheitsbehörden. 

 

Insbesondere an Schießsportverbände:  

• Hat die derzeitige Begrenzung auf bis zu 10 Waffen Auswirkungen auf die Ausübung des 

Schießsports? Bitte begründen und belegen Sie Ihre Ausführungen. 

 

Antwort:  Ja. 
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Begründung:  Der BDMP bietet seinen Mitgliedern eine Sportordnung mit vielfältigen 

Möglichkeiten, auch mit der Langwaffen an vielen verschiedenen Disziplinen teilzunehmen. 

In jeder Teildisziplin ist es erforderlich, eine spezielle Waffe für genau diese Disziplin zu 

haben, da relevante technische Aspekte berücksichtigt werden müssen. So sind selbst bei 

gleichen Waffenmodellen andere Abzugsgewichte, andere Visierungen/Optiken vorgesehen 

oder auch die Übung eine andere, was einen kürzen/längeren Lauf oder auch ein 

höheres/niedrigeres Waffengewicht erfordert, um nur wenige Beispiele zu nennen. Das führt 

regelmäßig dazu, dass das Kontingent aus §14 Abs. 6 nicht ausreicht. Betroffen sind 

insbesondere Schützen, die mehrere historische und moderne Disziplinen parallel betreiben 

und dafür Waffen unterschiedlicher Kaliber und Bauart benötigen. 

 

Im Rahmen der ersten Beteiligungsrunde ist vorgeschlagen worden, für den Fall eines reinen 

Tausches einer Waffe derselben Kategorie und desselben Kalibers, bspw. im Falle einer defekten 

Waffe, keine erneute Bedürfnisprüfung durchzuführen, wenn zugleich die auszutauschende Waffe 

aus der WBK ausgetragen wird. Zur Begründung des Regelungsvorschlags ist angeführt worden, 

dass keine gesteigerte Gefahr mit diesem Waffentausch verbunden ist. 

 

Insbesondere an Sicherheitsbehörden und Länder/ Waffenbehörden:  

• Wie beurteilen Sie den Regelungsvorschlag unter Sicherheitsaspekten?  

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Sicherheitsbehörden sowie Länder und 

Waffenbehörden. Der BDMP unterstützt den Vorschlag nachdrücklich. 

 

 

• Besteht Ihrer Auffassung nach auch in der geschilderten Fallgestaltung Bedarf an einer 

Bedürfnisprüfung? Bitte begründen Sie Ihre Auffassung. 

 

Antwort:  Nein. 

 

Begründung:  Beim Tausch einer defekten Waffe gegen eine Waffe derselben Kategorie 

und desselben Kalibers bei gleichzeitiger Austragung der alten Waffe bleibt der Bestand 

unverändert. Das Bedürfnis ist bereits geprüft und hat sich nicht geändert. Eine erneute 

Prüfung erzeugt Aufwand ohne Erkenntnisgewinn. 

  

 

• Wie steht der dargestellte Regelungsvorschlag Ihrer Auffassung nach in Zusammenhang 

mit dem weiteren Regelungsvorschlag, das Grundkontingent nicht nach dem 

Erwerbszeitpunkt, sondern nach Wahl des Erlaubnisinhabers zu bestimmen? 

 

Antwort:  Beide Vorschläge verfolgen dasselbe Ziel. 

 

Begründung:  Beide lösen die Zuordnung vom zufälligen Erwerbszeitpunkt und richten sie 

am tatsächlichen Bestand aus. Sie ergänzen einander und sollten gemeinsam umgesetzt 

werden. 
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Insbesondere an Länder/ Waffenbehörden: 

• Ist Ihrer Auffassung nach für die Waffenbehörde ausreichend erkennbar, dass es sich um 

einen Tausch handelt (Zeitpunkt von Ein- und Austragung)? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Länder und Waffenbehörden. 

 

• Ist Ihrer Auffassung nach mit dem Regelungsvorschlag eine Entlastung der 

Waffenbehörden verbunden?  

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Länder und Waffenbehörden. 

 

 

 

Zum Themenkomplex Aufbewahrung (insbesondere in bewohnten Gebäuden – Fragen zur 

Aufbewahrung in unbewohnten Gebäuden folgen) 

• Bieten die Aufbewahrungsvorschriften des Waffengesetzes und der AWaffV in der derzeit 
gültigen Fassung einen hinreichenden Schutz gegen das Abhandenkommen von 
Schusswaffen und Munition? 

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung:  Die Anforderungen des § 36 WaffG in Verbindung mit § 13 AWaffV nach den 

Normen EN 1143-1 sind hoch und im europäischen Vergleich streng. Die Zahl der 

Diebstähle aus vorschriftsmäßig gesicherten Behältnissen ist gering. Ein Regelungsdefizit 

besteht nicht. 

 

 

• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „nein“ beantwortet haben, welche Regelungen 

erachten Sie als unzureichend? 

 

Antwort: --- 

 

Begründung: Die vorstehende Frage ist mit Ja beantwortet worden. 

 

 

• Welche Gefahren oder Risiken ergeben sich aus den Ihrer Meinung nach unzureichenden 

Regelungen? 

 

Antwort: --- 

 

Begründung: Die vorstehende Frage ist mit Ja beantwortet worden. 
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• Wie könnte aus Ihrer Sicht möglichen Defiziten abgeholfen werden? (Bitte beschreiben Sie 

möglichst konkret, welche Wirkung die von Ihnen vorgeschlagene Maßnahme hätte.) 

 

Antwort: Vordringlich ist der Vollzug, nicht die Verschärfung der Anforderungen. 

 

Begründung:  Soweit Waffen abhandenkommen, beruht dies überwiegend auf der 

Nichteinhaltung bestehender Vorschriften. Wirksamer als neue technische Anforderungen 

wären eine bessere personelle Ausstattung der Waffenbehörden und die Digitalisierung der 

Verfahren, die Kapazität für die Kontrolle freisetzt. 

 

 

• Gibt es Aufbewahrungsvorschriften, die gemessen an dem Ziel, das Abhandenkommen 

oder die Wegnahme durch Dritte zu verhindern, überschießend oder unverhältnismäßig 

sind? Welche Vorschriften sind dies gegebenenfalls? 

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Überschießend sind insbesondere die Anforderungen an die Aufbewahrung 

von Munition, die getrennt von den Waffen in einem Behältnis derselben Sicherheitsstufe zu 

erfolgen hat, obwohl von Munition allein keine vergleichbare Gefahr ausgeht. Ebenfalls 

überschießend sind die Anforderungen an die Aufbewahrung von Schalldämpfern und 

Nachtzieltechnik, von denen ohne die zugehörige Waffe keine Gefahr ausgeht. Zudem 

weißen wir darauf hin, dass die Aufbewahrung des Tresorschlüssels in mehreren 

Bundesländern sehr unterschiedlich bewertet wird. So fordert das Land Nordrhein-

Westfalen von Erlaubnisinhabern, den Schlüssel in einem Behältnis aufzubewahren, dass 

der Sicherheitsstufe der Waffenaufbeahrung entspricht (weakest-link-theory). Andere 

Länder erachten es für ausreichend, den Schlüssel in einem verschlossenen Behältnis 

aufzubewahren, ohne den Erlaubnisinhaber mit einer weiteren hohen Ausgabe für einen 

weiteren hochwertigen Tresor zu belasten. Diese Regelungslücke muss der Gesetzgeber 

derart schließen, dass kein weiterer Nachteil für Erlaubnisinhaber entsteht. 

 

 

• Wie sollten die Vorschriften stattdessen gestaltet sein? 

 

Antwort: Munition, Schalldämpfer,Nachtzieltechnik und Tresorschlüssel sollten aus dem 

Regime des § 13 AWaffV herausgenommen und lediglich einer Sicherung gegen den Zugriff 

Unbefugter unterworfen werden. 

 

Begründung:  Diese Gegenstände sind ohne die zugehörige Waffe nicht verwendungsfähig. 

Der Verzicht auf Anforderungen der höchsten Sicherheitsstufe schafft Platz im vorhandenen 

Behältnis und verhindert, dass Erlaubnisinhaber weitere Schränke anschaffen müssen. 

 

 

• Gibt es bei den Aufbewahrungsvorschriften widersprüchlichen Vorgaben und wie können 

diese ggf. beseitigt werden? 
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Antwort: Ja. 

 

Begründung: Widersprüche bestehen zwischen den Anforderungen an die Aufbewahrung 

und der praktischen Notwendigkeit der Waffenpflege, insbesondere bei Schalldämpfern, die 

nach dem Gebrauch zur Vermeidung von Korrosion trocknen müssen. Die 

Verwaltungsvorschrift und die Praxis der Länder gehen hier auseinander. Eine 

bundeseinheitliche Klarstellung ist geboten. 

 

• Mit einem Jagdschein können Waffen geliehen und erworben werden, ohne dass zuvor der 

Nachweis für die sichere Waffenaufbewahrung geprüft werden musste. Sollte die 

Ausstellung eines Jagdscheins den vorherigen Nachweis einer ordnungsgemäßen 

Waffenaufbewahrung nach § 36 WaffG erfordern?  

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Der Jagdschein berechtigt nach § 13 WaffG zum Erwerb von Langwaffen; die 

Aufbewahrungspflicht entsteht mit dem Erwerb und wird durch die Waffenbehörde 

kontrolliert. Ein Nachweis vor Ausstellung des Jagdscheins würde von Jungjägern 

verlangen, ein Behältnis anzuschaffen, bevor feststeht, ob und welche Waffen sie erwerben. 

Das erzeugt Kosten ohne Sicherheitsgewinn und verzögert den Zugang zur Jagd. 

 

 

Waffenschränke/ Waffenräume 

• Sollte eine Verankerung von Waffenschränken unterhalb eines bestimmten Gewichts 

verpflichtend eingeführt werden?  

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Eine Verankerungspflicht ist im Mietwohnungsbestand und in 

denkmalgeschützten Gebäuden vielfach nicht umsetzbar. Sie würde Erlaubnisinhaber 

zwingen, auf schwerere Behältnisse auszuweichen, was in Obergeschossen an der Statik 

scheitert. Ein Sicherheitsgewinn ist nicht belegt, weil der Abtransport eines Behältnisses 

auffällig ist und Zeit erfordert. 

 

 

• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „nein“ beantwortet haben, wie könnten mögliche 

Sicherheitsrisiken anderweitig vermieden werden?  

 

Antwort: Durch die vorhandenen Anforderungen an den Widerstandsgrad und durch die 

Empfehlung, leichte Behältnisse im Innenbereich verdeckt aufzustellen. 

 

Begründung: Die Norm EN 1143-1 stellt bereits auf den Widerstand gegen 

Aufbruchsversuche ab. Eine Empfehlung zur Aufstellung ist das mildere Mittel gegenüber 

einer Verankerungspflicht. 
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• Sprechen Sie sich dafür aus, dass Waffenschränke mit der Klassifizierung A/B weiter 

nutzbar sein sollten?  

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Die Behältnisse der Klassen A und B wurden von den Erlaubnisinhabern im 

Vertrauen auf die damalige Rechtslage angeschafft und stellen einen erheblichen 

Vermögenswert dar. Sie bieten weiterhin einen wirksamen Schutz gegen den Zugriff im 

Haushalt lebender Personen. Der Bestandsschutz des § 36 Abs. 4 WaffG sollte unbefristet 

fortgelten. Zudem sind uns keine Fälle bekannt, in denen ein Behältnis nach VDMA 24992 

aufgebrochen worden wäre, in denen der Bruch durch ein höherwertiges 

Sicherheitsbehältnis hätte vermieden werden können. 

 

 

• Erachten Sie die Differenzierungen im § 13 Absatz 2 Ziffer 3, 4 und 5 AWaffV für 

sachgerecht?  

 

Antwort: Nur eingeschränkt. 

 

Begründung: Die Staffelung nach Anzahl und Art der Waffen in § 13 Abs. 2 AWaffV ist im 

Grundsatz nachvollziehbar. Die Anknüpfung an die Munitionsmenge und die getrennte 

Aufbewahrung führt jedoch zu Ergebnissen, die den Erlaubnisinhaber zur Anschaffung 

mehrerer Behältnisse zwingen, ohne dass dem ein Sicherheitsgewinn gegenübersteht. 

 

 

• Ist es sachgerecht, bundeseinheitliche Mindestanforderungen für Waffenräume 

vorzusehen?  

 

Antwort: Ja. 

Begründung: Bundeseinheitliche Mindestanforderungen für Waffenräume beseitigen die 

derzeitige Rechtsunsicherheit. Die Anforderungen unterscheiden sich zwischen den 

Ländern und teilweise zwischen benachbarten Landkreisen erheblich, was Planung und 

Investition unkalkulierbar macht. 

 

• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „ja“ beantwortet haben, welche Mindestanforderungen 

sollten vorgesehen werden? 

 

Antwort: Anforderungen an Wände, Decke und Boden, an Tür und Schließsystem sowie an 

die Sicherung von Öffnungen, orientiert an den anerkannten Regeln der Technik, ohne 

Vorgabe eines bestimmten Herstellers oder Systems. 

 

Begründung: Eine Orientierung an bestehenden Normen ermöglicht dem Bauherrn die 

Planung mit marktüblichen Bauteilen und der Behörde eine nachprüfbare Entscheidung. 

 

• Soll bei Vorliegen der Mindestanforderungen ein Anspruch auf Zulassung durch die 

Waffenbehörde vorgesehen werden? 
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Antwort: Ja. 

 

Begründung: Wer die festgelegten Mindestanforderungen erfüllt, muss sich auf die 

Zulassung verlassen können. Ein gebundener Anspruch verhindert, dass erhebliche 

Investitionen an einer abweichenden Beurteilung der örtlichen Behörde scheitern. 

 

 

Aufbewahrung von Tresorschlüsseln 

• Welche Vorschläge können Sie unterbreiten, die eine klare bundesweit einheitliche und 

verhältnismäßige Regelung hinsichtlich der Aufbewahrung von Tresorschlüsseln 

gewährleisten? 

 

Antwort: Es sollte bei einer Regelung bleiben, die den Erlaubnisinhaber verpflichtet, den 

Zugriff Unbefugter auf Schlüssel oder Zahlenkombination zu verhindern, ohne einen 

bestimmten Aufbewahrungsort vorzuschreiben. 

 

Begründung: Die Lebensverhältnisse sind zu unterschiedlich, als dass eine 

bundeseinheitliche Ortsvorgabe sachgerecht wäre. Der Erfolg, nämlich die Verhinderung 

des Zugriffs, lässt sich als Pflicht formulieren und im Rahmen der Kontrolle überprüfen. Der 

BDMP spricht sich gegen jede Vorgabe aus, die den Zutritt zu weiteren Wohnräumen 

erforderlich macht. 

 

 

• Welche (ggf. technischen) Mindeststandards sollten für die Aufbewahrung von Schlüsseln  

bzw. der Zahlenkombination gelten? 

 

Antwort: Technische Mindeststandards sollten nicht vorgeschrieben werden. 

 

Begründung: Die Sicherung des Schlüssels ist ein Erfolg, kein Bauteil. Eine technische 

Vorgabe würde Erlaubnisinhaber zu Neuanschaffungen zwingen, ohne die Fälle zu 

erfassen, in denen der Schlüssel bewusst weitergegeben wird. 

 

 

• Sollten bestimmte Schließsysteme gesetzlich festgelegt werden? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Eine gesetzliche Festlegung bestimmter Schließsysteme würde den 

technischen Fortschritt einfrieren und vorhandene Behältnisse entwerten. Die Prüfnormen 

bilden den Stand der Technik bereits ab. 

 

 

• Ist es zur Verhinderung des Abhandenkommens oder der Wegnahme von Schlüsseln 

zielführend, nur noch Waffenschränke mit biometrischen Systemen oder solche mit 

Zahlenkombination (ohne Notfallschlüssel) zuzulassen? 
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Antwort: Nein. 

 

Begründung: Biometrische Systeme sind fehleranfällig und im Jagd- und Sportbetrieb unter 

widrigen Bedingungen unzuverlässig. Der Verzicht auf einen Notfallschlüssel führt dazu, 

dass der Berechtigte im Störungsfall keinen Zugriff auf sein Eigentum hat und Behältnisse 

geöffnet werden müssen. Ein Sicherheitsgewinn ist nicht erkennbar. 

 

• Sollte ein gesonderter Schlüsseltresor vorgeschrieben werden, z. B. mit 

Zahlenkombination? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Ein vorgeschriebener Schlüsseltresor verlagert das Problem lediglich auf die 

Sicherung von dessen Zugangscode. Er verursacht Kosten und erzeugt einen weiteren 

Kontrollgegenstand. 

 

 

• Reichen die vorhandenen Regelungen aus, um wirksam zu verhindern, dass Personen, die 

nicht berechtigt sind, z. B. im Haushalt lebende Personen, in die Gewalt des Schlüssels 

bzw. Notschlüssels bzw. der Zahlenkombination kommen? 

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: § 36 Abs. 1 S. 1 WaffG verpflichtet den Besitzer, die erforderlichen 

Vorkehrungen zu treffen, um zu verhindern, dass die Gegenstände abhandenkommen oder 

Dritte sie unbefugt an sich nehmen. Diese Pflicht erfasst den Schlüssel und die 

Zahlenkombination. Sie ist ausreichend und wird durch die Rechtsprechung streng 

gehandhabt. 

 

 

• Wenn nein, welche Regelungen sollten getroffen werden? 

 

Antwort: Die vorstehende Frage ist mit Ja beantwortet worden. 

 

 

Gemeinschaftliche Aufbewahrung 

• Sind die Regelungen des § 13 Absatz 8 AWaffV sowie der WaffVwV zur gemeinschaftlichen 

Aufbewahrung praxistauglich? 

 

Antwort: Nur eingeschränkt. 

 

Begründung: Die Regelung des § 13 Abs. 8 AWaffV ist im Grundsatz sachgerecht. In der 

Praxis führt die Auslegung des gleichen Erlaubnisniveaus jedoch zu unterschiedlichen 

Ergebnissen, insbesondere bei Ehegatten, von denen einer Jäger und einer Sportschütze 

ist. 
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• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „nein“ beantwortet haben, welche Probleme treten in 

der Praxis auf? 

 

Antwort: Uneinheitliche Behördenpraxis bei der Bestimmung des gleichen Erlaubnisniveaus 

und bei der Zurechnung von Verstößen. 

 

Begründung: Die Betroffenen können nicht vorhersehen, ob die gemeinschaftliche 

Aufbewahrung zulässig ist. Im Fall eines Verstoßes ist zudem unklar, wem er zugerechnet 

wird, was für beide Erlaubnisinhaber existenzielle Folgen haben kann. 

 

 

• Wie könnten diese Probleme aus Ihrer Sicht beseitigt werden? 

 

Antwort: Durch eine Legaldefinition des gleichen Erlaubnisniveaus und eine ausdrückliche 

Zurechnungsregelung. 

 

Begründung: Beides schafft Rechtssicherheit und entlastet die Behörden von der 

Einzelfallbewertung. 

 

 

• Bedarf der Begriff „gleiches Erlaubnisniveau“ der Konkretisierung? 

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Der Begriff wird von den Behörden unterschiedlich ausgelegt. Eine 

Konkretisierung im Verordnungstext beseitigt diese Unterschiede. 

 

 

• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „ja“ beantwortet haben, welche Fallgruppen sollten 

unter den Begriff gefasst werden? 

 

Antwort:  Erfasst werden sollten alle Inhaber einer Erlaubnis nach § 10 WaffG unabhängig 

vom Bedürfnisgrund, also insbesondere auch die Kombination von Jäger und Sportschütze 

sowie von Sportschütze und Sammler. 

 

Begründung: Alle genannten Personen haben die Zuverlässigkeits- und Eignungsprüfung 

durchlaufen. Eine Differenzierung nach dem Bedürfnisgrund hat für die Sicherheit der 

Aufbewahrung keine Bedeutung. 

 

 

• Sollte es im Waffenrecht ausdrückliche Regelungen zur Zurechnung von 

Aufbewahrungsverstößen bei gemeinschaftlicher Aufbewahrung geben? 

 

Antwort: Ja. 

 



  
 

Seite | 31  
 

 

Begründung: Ohne ausdrückliche Regelung droht jedem Mitnutzer der Verlust seiner 

Erlaubnisse wegen eines Verstoßes, den ein anderer begangen hat. Das ist mit dem 

Grundsatz der persönlichen Verantwortung nicht vereinbar. 

 

 

• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „ja“ beantwortet haben, wie sollten diese Regelungen 

gestaltet sein? 

 

Antwort: Der Verstoß sollte demjenigen zugerechnet werden, der ihn begangen hat. Für die 

übrigen Mitnutzer sollte die Zurechnung nur bei eigenem Verschulden erfolgen. 

 

Begründung: Die Regelung entspricht dem allgemeinen ordnungsrechtlichen 

Verantwortlichkeitsprinzip und ist im Vollzug handhabbar, weil sich die Verantwortlichkeit 

regelmäßig aus der Zuordnung der Waffen ergibt. 

 

 

Aufbewahrung in unbewohnten Gebäuden 

• Sind die Regelung zur Aufbewahrung von Waffen durch Schützenvereine sachgerecht?  

 

Antwort: Nur eingeschränkt. 

 

Begründung: § 14 AWaffV eröffnet der Behörde die Möglichkeit, für Schützenhäuser und 

Schießstätten auf der Grundlage eines Aufbewahrungskonzepts Abweichungen zuzulassen. 

Von dieser Möglichkeit wird uneinheitlich Gebrauch gemacht, und die geforderten Konzepte 

unterscheiden sich erheblich. Für ehrenamtlich getragene Vereine sind die Anforderungen 

wirtschaftlich vielfach kaum zu erfüllen, was dazu führt, dass Vereinswaffen bei 

Privatpersonen aufbewahrt werden. Der BDMP regt bundeseinheitliche Maßstäbe für die 

Aufbewahrungskonzepte nach § 14 AWaffV an. 

 

 

• Halten Sie die Obergrenze des § 13 Absatz 4 AWaffV in Bezug für die Aufbewahrung von 

Schusswaffen in unbewohnten Gebäuden für ausreichend? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Die Grenze von drei erlaubnispflichtigen Langwaffen bildet den Bedarf nicht 

ab, der bei der Aufbewahrung in Jagdhütten, Ferienhäusern und ähnlichen, nicht dauernd 

bewohnten Gebäuden entsteht, etwa bei mehrtägigen Bewegungsjagden oder bei 

Jagdgästen. 

 

 

• Wenn nein, welche Obergrenze halten Sie für erforderlich? 

 

Antwort: Die Zahl sollte an das tatsächliche Sicherungsniveau des Aufbewahrungsorts 

gekoppelt werden und bei zusätzlichen Sicherungsmaßnahmen entfallen. 
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Begründung: Maßgeblich für die Sicherheit ist das Schutzniveau, nicht die Zahl der Waffen. 

§ 13 Abs. 4 S. 3 AWaffV erlaubt der Behörde bereits, Abweichungen nach Art und Anzahl 

zuzulassen. Diese Möglichkeit wird uneinheitlich gehandhabt, weshalb eine gesetzliche 

Klarstellung vorzugswürdig ist. 

 

 

• Welche Sicherungsmaßnahmen müssten ggf. dann zusätzlich ergriffen werden? 

 

Antwort: Einbruchmeldeanlage mit Aufschaltung auf eine Notruf- und Serviceleitstelle, 

Sicherung der Zugänge sowie regelmäßige Kontrolle des Bestandes durch den Besitzer. 

 

Begründung: Diese Maßnahmen sind marktüblich, nachweisbar und für die Behörde 

überprüfbar. 

 

Aufbewahrung von erlaubnisfreien Druckluft- und SRS-Waffen 

 

• Halten Sie die Verpflichtung des § 13 Absatz 2 AWaffV, erlaubnisfreie Druckluft- und SRS-

Waffe in einem verschlossenen Behältnis aufzubewahren, für sachgerecht?  

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung: Die Pflicht zur Aufbewahrung in einem verschlossenen Behältnis ist 

verhältnismäßig und ohne größeren Aufwand erfüllbar. Weitergehende Anforderungen sind 

nicht veranlasst. 

 

 

• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „nein“ beantwortet haben, welche Form der 

Aufbewahrung wäre aus Ihrer Sicht vorzusehen, um zu verhindern, dass diese Waffen 

abhanden 

kommen oder weggenommen werden können?  

 

Antwort: --- 

 

Begründung: Die vorstehende Frage ist mit Ja beantwortet worden. 

 

 

Aufbewahrungskontrollen 

Vorbemerkung: Im Jahr 2009 hat der Deutsche Bundestag die Einführung verdachtsunabhängiger 

Aufbewahrungskontrollen wie folgt begründet (BT-Drs. 16/13423, S. 71):  

„Das ist notwendig, um Fällen, in denen nachlässige Aufbewahrung das Leben von Kindern 

und Eltern nachhaltig beeinträchtigt hat, die Täter oder Opfer einer unachtsamen 

Handhabung waren, wirksam entgegen treten zu können. Nicht zuletzt ist der furchtbare 

Amoklauf von Winnenden erst durch eine nicht ordnungsgemäß verwahrte Waffe möglich 

gewesen. Ein wirksamer Schutz kann nur erreicht werden, wenn mit einer 

verdachtsunabhängigen Kontrolle (allerdings nicht zur Unzeit, vgl. hierzu auch die Regelung 

für Maßnahmen nach § 758a der Zivilprozessordnung zur Nachtzeit und an Sonn- und 

Feiertagen) gerechnet werden muss und dadurch sowohl das Risiko des 
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Waffenmissbrauchs als auch die Notwendigkeit sorgfältiger Aufbewahrung jederzeit im 

Bewusstsein ist.“ 

 

• Halten Sie anlasslose verdachtsunabhängige Aufbewahrungskontrollen für geeignet, 

erforderlich und angemessen?  

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Die verdachtsunabhängige Kontrolle greift in die Unverletzlichkeit der 

Wohnung nach Art. 13 GG ein und knüpft dabei allein an den legalen Waffenbesitz an. Ihre 

Wirksamkeit ist bislang nicht belegt worden; eine Evaluierung der 2009 eingeführten 

Regelung hat nicht stattgefunden. Zugleich erreicht der Vollzug die Erlaubnisinhaber nur in 

großen Abständen, so dass die vom Gesetzgeber erhoffte Präventivwirkung faktisch nicht 

eintritt. Der BDMP hält die anlassbezogene Kontrolle für das mildere und wirksamere Mittel. 

 

 

• Gibt es aus Ihrer Sicht Maßnahmen, die gleich geeignet sind, das seinerzeitige Ziel des 

Gesetzgebers zu erreichen? Welche Maßnahmen wären dies? 

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Gleich geeignet sind die anlassbezogene Kontrolle bei konkreten 

Anhaltspunkten, die Beratung durch die Waffenbehörde bei Erteilung der Erlaubnis sowie 

die Einbindung der Verbände in die Aufklärung ihrer Mitglieder. Der BDMP führt 

entsprechende Schulungen durch und bietet deren Ausbau an. 

 

 

• Sofern die Kontrolle der Aufbewahrung nur anlassbezogen erfolgen sollte, welche Anlässe 

sollten die Waffenbehörde zur Prüfung der ordnungsgemäßen Aufbewahrung berechtigen? 

 

Antwort: Anlässe sollten sein: Hinweise auf einen Aufbewahrungsverstoß, Mitteilungen 

anderer Behörden über Umstände, die Zweifel an Zuverlässigkeit oder Eignung begründen, 

sowie der erstmalige Erwerb erlaubnispflichtiger Waffen. 

 

Begründung: Diese Anlässe knüpfen an einen konkreten Anhaltspunkt an und rechtfertigen 

den Eingriff. Die Erstkontrolle nach dem ersten Erwerb hat zugleich beratende Funktion. 

 

• Gemäß § 36 Absatz 3 WaffG ist der Zutritt zu den Räumen zu gestatten, in denen die 

Waffen und die Munition aufbewahrt werden, nicht aber zu den Räumen, in denen ggf. der 

Schlüssel zum Waffenschrank aufbewahrt wird. Ist diese Regelung sachgerecht?  

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Die Begrenzung des Zutrittsrechts auf die Aufbewahrungsräume ist 

verfassungsrechtlich geboten. Eine Ausdehnung auf weitere Wohnräume, etwa zur Prüfung 

der Schlüsselaufbewahrung, würde den Eingriff in Art. 13 GG erheblich vertiefen. Der BDMP 

lehnt eine Ausdehnung ab. 
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• Wie kann sichergestellt werden, dass Waffen, Munition und Zubehör jederzeit sicher 

verwahrt werden, wenn keine verdachtsunabhängigen Kontrollen stattfinden? 

 

Antwort: Durch die fortbestehende Pflicht nach § 36 WaffG, durch anlassbezogene 

Kontrollen und durch die Aufklärung der Erlaubnisinhaber. 

 

Begründung: Die Aufbewahrungspflicht besteht unabhängig von der Kontrolle. Ihre 

Verletzung ist bußgeld- und erlaubnisrechtlich bewehrt. Die abschreckende Wirkung geht 

von den Folgen aus, nicht von der Kontrollfrequenz. 

 

 

• Ist es sachgerecht, bundeseinheitliche Mindeststandards für die Aufbewahrungskontrolle 

festzulegen?  

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Bundeseinheitliche Mindeststandards für die Durchführung schaffen 

Rechtssicherheit und beenden die derzeit sehr unterschiedliche Praxis der Landkreise. 

 

• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „ja“ beantwortet haben, welche Mindeststandards 

sollten gelten? 

 

Antwort: Ankündigung mit angemessener Frist, Durchführung zu üblichen Tageszeiten, 

Beschränkung auf die Aufbewahrungsräume, Protokollierung mit Aushändigung einer 

Ausfertigung an den Erlaubnisinhaber sowie ein angemessener Mindestabstand zwischen 

zwei Kontrollen. 

 

Begründung: Diese Standards gewährleisten die Überprüfung und schützen zugleich die 

Rechte des Betroffenen. Die Ankündigung steht der Wirksamkeit nicht entgegen, weil ein 

vorschriftswidriger Zustand sich nicht kurzfristig herstellen lässt. 

 

 

Zum Themenkomplex Messerverbote und Messerverbotszonen 

Im Rahmen der ersten Beteiligungsrunde ist in Hinblick auf die Regelungen des § 42 Absatz 4a, § 

42 Absatz 5 und § 42 b WaffG der Bedarf einer Definition des Begriffs „Messer“ im Sinne der 

genannten Normen angebracht worden.  

• Woraus ergibt sich Ihrer Auffassung nach dieser Bedarf einer Definition? Bitte begründen 

Sie dies insbesondere in Hinblick darauf, dass ausweislich von Systematik und Normzweck 

sowie der ausdrücklichen Ausführungen in der Gesetzentwurfsbegründung der Gesetzgeber 

Alltagsmesser erfassen wollte und es sich bei dem Begriff Messer um einen 

allgemeingebräuchlichen Begriff der Alltagssprache handelt, bei denen es in der 

Bundesgesetzgebung üblich ist, keine Definitionen vorzunehmen. 
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Antwort:  Der Bedarf ergibt sich aus der Weite des Anwendungsbereichs und aus der 

Bußgeldbewehrung. Vorrangig spricht sich der BDMP allerdings dafür aus, die 

Messerverbote der §§ 42 Abs. 4a, Abs. 5 und 42b WaffG vollständig aufzuheben. 

 

Begründung:  Die Messerverbote haben sich nicht bewährt. Wer ein Messer zur Begehung 

einer Straftat mitführt, wird sich an ein Führungsverbot nicht halten; die Verbotsnorm 

erreicht ihn nicht. Getroffen wird der rechtstreue Bürger, der sein Alltagswerkzeug bei sich 

trägt. Eine Untersuchung, die den Verbotszonen und den Verboten des Sicherheitspakets 

2024 eine messbare Wirkung auf das Aufkommen von Messerangriffen bescheinigt, liegt bis 

heute nicht vor. Der BDMP bittet darum, diese Wirkung im Rahmen der Evaluierung zu 

überprüfen und die Verbote im Ergebnis aufzuheben. Solange sie fortbestehen, ist eine 

Definition unerlässlich: Die Normen belegen das Führen eines Gegenstands mit einem 

Bußgeld, ohne dass der Bürger dem Gesetz entnehmen kann, welche Gegenstände erfasst 

sind. Dass ein Begriff der Alltagssprache entstammt, entbindet den Gesetzgeber nicht von 

der Bestimmtheitsanforderung, wenn er an ihn eine Sanktion knüpft. Die 

Gesetzesbegründung ist für den Bürger keine zugängliche Auslegungshilfe. 

 

 

• Bitte erläutern Sie, warum der vom Gesetzgeber mit den genannten Normen erfasste 

Gegenstand „Messer“ durch Gesamtschau des Begriffs „Messer“ in der Alltagssprache mit 

der Grundnorm des § 1 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b WaffG, also nur unter den dort 

genannten Voraussetzungen, wie Eignung aufgrund Beschaffenheit, Ihrer Auffassung nach 

nicht ausreichend präzise erfasst werden kann?  

 

Antwort:  Die Grundnorm des § 1 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b WaffG erfasst die einschlägigen 

Fälle nicht. 

 

Begründung:  § 1 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b WaffG setzt voraus, dass der Gegenstand seiner 

Beschaffenheit nach zur Beseitigung oder Herabsetzung der Angriffs- oder 

Verteidigungsfähigkeit von Menschen bestimmt ist. Das Alltagsmesser, das der 

Gesetzgeber nach der Begründung erfassen wollte, erfüllt dieses Merkmal gerade nicht. Die 

Gesamtschau führt deshalb zu einem Widerspruch statt zu einer Präzisierung. 

 

• Wie sollte Ihrer Auffassung nach der Begriff des Messers im Sinne der genannten Normen 

definiert werden?  Welche Definition schlagen Sie vor? 

 

Antwort:  Vorrangig wird die Aufhebung der Verbote vorgeschlagen. Hilfsweise, für den Fall 

ihres Fortbestehens, wird eine Definition vorgeschlagen, die das gewöhnliche 

Taschenmesser vom Anwendungsbereich ausnimmt: Messer im Sinne des § 42 Abs. 4a, 

des § 42 Abs. 5 und des § 42b WaffG sind nicht solche Messer, deren Klinge 

zusammenklappbar und nicht einhändig feststellbar ist und deren Klingenlänge zwölf 

Zentimeter nicht überschreitet. Für feststehende Messer und für Einhandmesser bleibt es 

bei § 42a WaffG. 

 

Begründung:  Das gewöhnliche Taschenmesser ist ein Werkzeug des Alltags und keine 

Waffe. Es wird von Handwerkern, Landwirten, Jägern, Anglern, Wanderern, Rettungskräften 

und Millionen anderer Bürger täglich mitgeführt. Die geltende Rechtslage erfasst es 

gleichwohl, weil die Verbote der §§ 42, 42b WaffG unabhängig von Klingenlänge und 

Beschaffenheit gelten und die Verbotszonen nach § 42 Abs. 5 WaffG bereits ab vier 

Zentimetern greifen. Die vorgeschlagene Grenze von zwanzig Zentimetern nimmt jedes 
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handelsübliche Taschenmesser aus dem Anwendungsbereich heraus, ohne die Verbote für 

feststehende Messer und Einhandmesser zu berühren. 

 

• Welche Abgrenzungen werden durch die von Ihnen vorgeschlagene Definition leistbar, in 

der Praxis der Rechtsanwendung leichter vollziehbar sowie für die Bürger leichter 

vorhersehbar? 

 

Antwort:  Die Definition grenzt das bußgeldbewehrte Führen vom berechtigten 

Alltagsgebrauch ab. 

 

Begründung:  Für den Bürger wird vorhersehbar, ob das mitgeführte Werkzeug erfasst ist. 

Für die Vollzugskräfte entsteht ein objektives Kriterium, das vor Ort ohne weitere Prüfung 

anwendbar ist, weil Bauart und Klingenlänge unmittelbar erkennbar sind. Handwerker, 

Jäger, Angler, Wanderer und Rettungskräfte werden nicht mehr dem Risiko eines 

Bußgeldverfahrens ausgesetzt, ohne dass die Verbote für die tatsächlich gefährlichen 

Messerarten angetastet werden. 

 

In der ersten Beteiligungsrunde ist vorgeschlagen worden, die Kontrollbefugnisse in § 42 c WaffG 

um die Befugnis zur Personalienfeststellung und zur Durchsuchung der mitgeführten Sachen zu 

erweitern. Zur Begründung sind Schwierigkeiten im Vollzug angeführt worden. 

• Bitte erläutern Sie, worin die Schwierigkeiten im Vollzug bestehen. 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage nach den Vollzugsschwierigkeiten richtet sich an die Länder und 

Vollzugsbehörden. 

 

 

• Besteht Ihrer Auffassung nach für den Fall, dass bei der nach § 42c WaffG möglichen 

Inaugenscheinnahme eine Auffälligkeit, bspw. ein Messerumriss, erkannt worden ist, eine 

konkrete Gefahr? 

 

Antwort:  Nein. 

 

Begründung:  Ein erkannter Umriss begründet für sich genommen keine konkrete Gefahr im 

Sinne des Gefahrenabwehrrechts. Er lässt weder auf die Beschaffenheit des Gegenstands 

noch auf eine Verwendungsabsicht schließen. Eine Erweiterung des § 42c WaffG um 

Befugnisse zur Personalienfeststellung und zur Durchsuchung mitgeführter Sachen wäre 

ein erheblicher Eingriff ohne entsprechende Eingriffsschwelle. Der BDMP lehnt sie ab. 

 

 

Zum Themenkomplex Schalldämpfer 

• Halten Sie die Regelung, wonach Schalldämpfer wie wesentliche Waffenteile eingestuft 

werden, für sachgerecht? 

 

Antwort: Nein. 
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Begründung: Der Schalldämpfer ist ein Gesundheitsschutzmittel. Er verhindert 

Gehörschäden bei Jägern, Sportschützen und Hunden und mindert die Lärmbelastung der 

Anwohner. Zudem bietet er technisch eine Steigerung der waffeneigenen Präzision und 

reduziert die Lärmbelästigung für Anwohner von Schießstätten. Seine Einstufung wie ein 

wesentliches Waffenteil führt zu einem Erlaubnis- und Eintragungsverfahren, das dem 

geringen Gefährdungspotenzial nicht entspricht. In zahlreichen europäischen Staaten sind 

Schalldämpfer frei erwerbbar, ohne dass dies zu einer Zunahme der Kriminalität geführt 

hätte. 

 

 

• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „nein“ beantwortet haben, wie sollten Schalldämpfer 

waffenrechtlich stattdessen eingeordnet werden? 

 

Antwort: Schalldämpfer sollten als Zubehör eingestuft und für Inhaber einer 

Waffenbesitzkarte erlaubnisfrei erwerbbar sein. 

 

Begründung: Die Zuordnung als Zubehör bildet die tatsächliche Funktion ab. Der Erwerber 

ist über die Waffenbesitzkarte bereits geprüft, so dass ein zusätzliches Verfahren keinen 

Sicherheitsgewinn bringt. 

 

 

• Halten Sie eine Erlaubnispflicht für Erwerb und Besitz von Schalldämpfern für sachgerecht? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Eine Erlaubnispflicht ist zur Gefahrenabwehr nicht erforderlich, weil der 

Schalldämpfer ohne die zugehörige Waffe funktionslos ist und der Besitzer der Waffe 

bereits geprüft wurde. 

 

 

• Halten Sie die Vorschriften für die Aufbewahrung von Schalldämpfern für sachgerecht? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Die Pflicht zur Aufbewahrung wie ein wesentliches Waffenteil ist 

überschießend. Vom Schalldämpfer allein geht keine Gefahr aus. 

 

• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „nein“ beantwortet haben, welche Regelungen sollten 

für die Aufbewahrung von Schalldämpfern gelten? 

 

Antwort: Der Schalldämpfer sollte lediglich gegen den Zugriff Unbefugter zu sichern sein, 

ohne Bindung an die Sicherheitsstufe des Waffenbehältnisses. 

 

Begründung: Damit wird zugleich das praktische Problem der Trocknung nach dem 

Gebrauch gelöst. 
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• Ist es zutreffend, dass Schalldämpfer zur Verhinderung von Korrosion nach dem Gebrauch 

ausschließlich außerhalb des Waffenschranks aufbewahrt werden können? 

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Nach dem Schuss verbleiben Feuchtigkeit und Verbrennungsrückstände im 

Dämpfer. Wird er unmittelbar in ein verschlossenes Behältnis verbracht, führt dies zu 

Korrosion am Dämpfer und an der Innenseite des Behältnisses. Die fachgerechte 

Behandlung verlangt eine Trocknungsphase außerhalb des Schranks. 

 

• Welche Gefahren / Risiken könnten sich daraus ergeben, wenn Schalldämpfer nicht in 

einem verschlossenen Behältnis aufbewahrt werden müssten? 

 

Antwort: Erkennbare Gefahren bestehen nicht. Der Schalldämpfer ist ohne die zugehörige 

Waffe nicht verwendbar; sein Entwendungswert liegt allein im Sachwert. 

 

 

• Sollten Schalldämpfer auch im Nationalen Waffenregister eingetragen sein? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Wird der Schalldämpfer als Zubehör eingestuft, entfällt die Grundlage für die 

Registrierung. Die Eintragung erzeugt Verwaltungsaufwand bei Behörden, Händlern und 

Registerstelle ohne sicherheitsrelevanten Nutzen. 

 

 

• Sollten Schalldämpfer auch für Randfeuermunition freigegeben werden?  

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Auch beim Schießen mit Randfeuermunition entstehen Schalldruckpegel, die 

das Gehör schädigen können. Eine Differenzierung nach der Zündungsart ist sachlich nicht 

begründbar. 

 

 

• Sollten Schalldämpfer für Sportschützen freigegeben werden?  

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Der Gesundheitsschutz gilt für Sportschützen in gleicher Weise wie für Jäger. 

Hinzu kommt die Lärmminderung an Schießstätten, die im Interesse der Anwohner und der 

Standortsicherung der Vereine liegt. Zahlreiche Vereine stehen unter Druck aus 

Nachbarschaftsbeschwerden; der Schalldämpfer ist hier ein wirksames Mittel. 
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• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „ja“ beantwortet haben, sollte hier eine 

Differenzierung nach Kaliber/Waffentyp vorgenommen werden? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Eine Differenzierung nach Kaliber oder Waffentyp wäre sachlich nicht 

begründbar, weil der Gehörschutz bei allen Kalibern gleichermaßen erforderlich ist. 

 

 

• Sollten Schalldämpfer für Inhaber einer Waffenbesitzkarte frei erwerbbar sein?  

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Der Inhaber einer Waffenbesitzkarte hat die Zuverlässigkeits-, Eignungs- und 

Sachkundeprüfung durchlaufen. Ein zusätzliches Erwerbsverfahren für ein funktionsloses 

Zubehörteil ist nicht erforderlich. 

 

 

• Welche negativen Folgen könnten sich ergeben, wenn Schalldämpfer nicht mehr in die 

Waffenbesitzkarte eingetragen werden?  

 

Antworten: Negative Folgen sind nicht ersichtlich. 

 

Begründung: Die Zuordnung des Schalldämpfers zu einem Besitzer ergibt sich bereits 

daraus, dass er nur mit einer bestimmten Waffe verwendbar ist und der Besitz der Waffe 

registriert bleibt. 

 

 

• Wie kann eine individuelle Zuordnung des Schalldämpfers zu dem jeweils waffenrechtlich 

verantwortlichen Besitzer dauerhaft und nachvollziehbar gewährleistet werden? 

 

Antwort: Über die Registrierung der Waffe, für die der Schalldämpfer bestimmt ist, sowie 

über die Kennzeichnung des Dämpfers durch den Hersteller. 

 

Begründung: Beides ist bereits vorhanden und erfordert keine zusätzliche Erfassung. 

 

 

Zum Themenkomplex Nachtzieltechnik 

• Genügt die in § 40 Absatz 3 Satz 4 und 5 WaffG geregelte Ausnahme vom Verbot des 

Umgangs mit Nachtsichtvorsätzen und Nachsichtaufsätzen den jagdlichen Bedürfnissen? 

 

Antwort:  Nein. 

 

Begründung: Die Ausnahme des § 40 Abs. 3 S. 4 und 5 WaffG ist auf Nachtsichtvorsätze 

und -aufsätze beschränkt und knüpft an landesrechtliche Bestimmungen an, die sich 

unterscheiden. Für die Nachtjagd auf Schwarzwild im Rahmen der Seuchenprävention und 
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für die Nachsuche ist die Regelung zu eng. Der Jäger, der die Landesgrenze überschreitet, 

sieht sich unterschiedlichen Rechtslagen gegenüber. 

 

 

• Für welche weiteren in Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.2.4.1 und 1.2.4.2 genannten 

Gegenstände besteht aus jagdlicher Sicht ein Bedürfnis für eine Ausnahme vom 

Umgangsverbot?  

 

Antwort: Ein Bedürfnis besteht für Wärmebildvorsatzgeräte sowie für Nachtsichtgeräte, die 

nicht auf der Waffe montiert werden und der Ansprache des Wildes dienen. 

 

Begründung (möglichst getrennt nach Gegenständen): Wärmebildvorsatzgeräte: Sie 

ermöglichen die sichere Ansprache und den sicheren Kugelfang bei der Nachtjagd auf 

Schwarzwild und dienen damit unmittelbar der Sicherheit. Handgeführte 

Beobachtungsgeräte: Sie werden ohne Waffe verwendet und dienen der Ansprache sowie 

dem Auffinden von Wild bei der Nachsuche und bei der Kitzrettung. 

 

• Welche Risiken oder Gefahren (sowohl in jagdlicher Hinsicht als auch im Hinblick auf die 

öffentliche Sicherheit) wären mit einer Erweiterung der Ausnahmen vom Umgangsverbot 

verbunden? 

 

Antwort: Erkennbare Risiken sind gering. 

 

Begründung: Die Geräte sind ohne die zugehörige Waffe zur Begehung von Straftaten 

kaum geeignet. Sie sind zudem im Handel für nichtjagdliche Zwecke bereits frei verfügbar, 

so dass das Verbot vor allem den rechtstreuen Jäger trifft. 

 

 

• Welche Regelungen sollten für die Aufbewahrung von Nachtzieltechnik gelten? 

 

Antwort: Nachtzieltechnik sollte gegen den Zugriff Unbefugter zu sichern sein, ohne Bindung 

an die Sicherheitsstufe des Waffenbehältnisses. 

 

Begründung: Die Geräte sind ohne Waffe funktionslos und in ihrem Wert vor allem als 

Sachwert gefährdet. 

 

 

Zum Themenkomplex große Magazine 

• Halten Sie das Verbot für große Magazine für sachgerecht?  

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Das Verbot großer Magazine hat die innere Sicherheit nicht messbar 

verbessert. Es trifft zugleich die schießsportliche Übung von Reservistinnen und 

Reservisten, die im Dienst mit Magazinen entsprechender Kapazität ausgebildet werden. 

Magazine sind technisch einfache Gegenstände ohne Seriennummer, deren Verbreitung 

sich nicht kontrollieren lässt. Betroffen sind die Sportschützen, die für international 



  
 

Seite | 41  
 

 

ausgeschriebene Disziplinen auf sie angewiesen sind, sowie die Erlaubnisinhaber, die beim 

Erwerb einer Waffe die Serienausstattung nicht mehr nutzen können. 

 

 

• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „nein“ beantwortet haben, welche Vorschläge können 

Sie unter Berücksichtigung der Vorgaben der Richtlinie EU 2021/555 für den Umgang mit 

großen Magazinen unterbreiten? 

 

Antwort: Vorgeschlagen wird die Nutzung des Gestaltungsspielraums der Richtlinie (EU) 

2021/555 zugunsten von Sportschützen sowie eine Anzeigepflicht anstelle des Verbots. 

 

Begründung: Art. 6 Abs. 6 der Richtlinie eröffnet den Mitgliedstaaten ausdrücklich die 

Möglichkeit, Sportschützen den Erwerb und Besitz von Feuerwaffen der Kategorie A Nr. 6 

und 7 zu gestatten, wenn aktives Training oder die Teilnahme an anerkannten 

Wettbewerben nachgewiesen und eine Bescheinigung des Sportschützenverbandes 

vorgelegt wird. Für die Ladevorrichtungen selbst verlangt die Richtlinie lediglich, dass ihr 

Erwerb Inhabern einer Genehmigung nach Art. 9 vorbehalten bleibt. Ein vollständiges 

Verbot gibt sie nicht vor. 

 

Es reichte vollkommen aus, den Erlaubnistatbestand zu reduzieren auf Inhaber einer 

Waffenbesitzkarte. 

 

 

• Sollte für Sportschützen eine Ausnahmegenehmigung erteilt werden?  

 

Antwort: Nein 

 

Begründung: Für Sportschützen ist die Erlaubnispflicht generell vollständig aufzugeben, da 

durch die Anerkennung des Bedürfnisses, der Zuverlässigkeit und der Eignung 

entsprechende Vorsorge für die öffentliche Sicherheit hinreichend betrieben wurde. 

 

 

• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „ja“ beantwortet haben, unter welchen 

Voraussetzungen sollte diese Ausnahmegenehmigung erteilt werden? 

 

Antwort: Voraussetzung sollte die Mitgliedschaft in einem anerkannten Schießsportverband, 

der Nachweis der entsprechenden Disziplin über die Sportordnung sowie die vorhandene 

Erlaubnis für die zugehörige Waffe sein. 

 

Begründung: Diese Voraussetzungen sind über die bestehende Verbandsbescheinigung 

nach § 14 Abs. 3 WaffG nachweisbar und erfordern kein neues Verfahren. 

 

 

• Für welche internationalen Schießsportdisziplinen sind in Deutschland nach geltendem 

Recht verbotene Magazine erforderlich? 
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Antwort: Dies betrifft sowohl Kurzwaffen- als auch Langwaffendisziplinen. Insbesondere bei 

militärischen Waffen, die sportlich eingesetzt werden, sind Standardmagazine häufig mit 

einer unerlaubten, zu großen Kapazität ausgestattet. Dies betrifft bspw. unsere Disziplinen 

mit der halbautomatischen Büchse .30 M1 Carbine, die serienmäßig mit entweder 15 oder 

30 Schuss Magazinen ausgestattet sind. Leider gibt es für die Büchsen keine 

Originalmagazine mit geringerer Kapazität, weshalb der Schütze auf Nachbaumagazine 

angewiesen ist, deren Qualität mit denen der Originalmagazine nicht vergleichbar ist, was 

zu regelmäßigen Waffenstörungen führt. Eine solche Waffenstörung ist im Wettkampf ein 

KO.-Kriterium. Da wir unsere Disziplinen international betreiben, und dort Originalmagazine 

verwendet werden dürfen, werden wir in Deutschland durch diese Regelung international 

erheblich benachteiligt. Zudem führt dieser Umstand dazu, dass wir keine internationalen 

Wettkämpfe ausrichten können. 

 

 

• Wie erfolgt derzeit das Training für diese Disziplinen in Deutschland? 

 

Antwort: Das Training erfolgt derzeit mit reduzierter Magazinkapazität und dadurch unter 

Bedingungen, die vom Wettkampf abweichen, oder im Ausland. Beides benachteiligt die 

deutschen Sportler. 

 

• Sollte für Waffenhändler eine Ausnahmegenehmigung geschaffen werden, die dazu 

berechtigt, verbotene Gegenstände übergangsweise in Besitz zu nehmen?  

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Der Händler muss in der Lage sein, Waffen mit Serienmagazin aus einem 

Nachlass oder aus einer Rückabwicklung vorübergehend in Besitz zu nehmen, ohne sich 

strafbar zu machen. Ohne eine solche Regelung entstehen Zustände, in denen niemand 

berechtigt ist, den Gegenstand entgegenzunehmen. 

 

 

• Für welchen Zeitraum sollte die vorübergehende Inbesitznahme höchstens möglich sein? 

 

Antwort: Angemessen wäre eine Frist von sechs Monaten mit Verlängerungsmöglichkeit. 

 

Begründung: Der Zeitraum muss die Bewertung, die Vermittlung an einen berechtigten 

Erwerber und gegebenenfalls die Ausfuhr ermöglichen. 

 

 

• Welcher Verwaltungs- bzw. betrieblicher Aufwand ist mit der Beantragung und Erteilung 

einer Ausnahmegenehmigung nach § 40 WaffG für sog. Große Magazine verbunden? 

 

Antworten: --- 
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• Halten Sie die geltenden Aufbewahrungsvorschriften bezüglich der großen Magazine für 

sachgerecht? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Die Aufbewahrungsvorschriften behandeln das Magazin wie einen verbotenen 

Gegenstand, obwohl es sich um ein Bauteil ohne eigene Funktion handelt. Der Aufwand 

steht zum Gefährdungspotenzial außer Verhältnis. 

 

 

• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „nein“ beantwortet haben, wie sollten die 

Aufbewahrungsvorschriften ausgestaltet sein? 

 

Antwort: Es sollte die Sicherung gegen den Zugriff Unbefugter genügen. 

 

Begründung: Das Magazin ist ohne Waffe und ohne Munition funktionslos. 

 

 

Zum Themenkomplex Paintball 

• Ist die sog. 7,5 Joule-Grenze für beim Paintball-Sport verwendete Waffen sachgerecht? 

 

Antwort: --- 

 

Begründung: Der BDMP vertritt keine Paintball-Sportler und verfügt insoweit über keine 

eigenen Erkenntnisse. 

 

 

• Welche Merkmale der beim Paintball-Sport verwendeten Waffen und Munition würde eine 

klare und eindeutige Abgrenzung von anderen unter Anlage 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 

Nummer 1.1 fallende Schusswaffen, für die die 7,5 Joule-Grenze fortbestehen sollte, 

ermöglichen? 

 

Antwort: --- 

 

Begründung: Siehe vorstehende Antwort. 

 

 

• Welche Gefahren wären mit einer Anhebung der 7,5 Joule-Grenze für ausschließlich beim 

Paintball-Sport verwendete Waffen verbunden? 

 

Antwort: --- 

 

Begründung: Siehe vorstehende Antwort. 
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• Gibt es technische Möglichkeiten, mit denen verhindert werden kann, dass aus Waffen, die 

beim Paintball-Sport verwendet werden, andere als für den Paintball-Sport bestimmte 

Munition, insbesondere feste, nicht zerberstende Kugeln, verschossen werden kann? 

 

Antwort: --- 

 

Begründung: Siehe vorstehende Antwort. 

 

 

Zum Themenkomplex Armbrüste 

• Hat sich die Regelung, dass Erwerb und Besitz, Führen, Handel, Herstellung sowie 

Verbringen und Mitnahme in, durch den oder aus dem Geltungsbereich des 

Waffengesetzes erlaubnisfrei sind, bewährt? 

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Die erlaubnisfreie Ausgestaltung hat sich bewährt. Armbrüste werden im 

Bogensport, in der Brauchtumspflege und im Freizeitbereich verwendet. Eine nennenswerte 

deliktische Verwendung ist nicht bekannt. Die letztmalige gesetzliche Änderung hierzu 

erfolgte zudem nach hiesiger Kenntnis im Jahre 1139 beim zweiten Lateranischen Konzil 

und wurde mit Erfindung der Feuerwaffe dann weitestgehend überflüssig. 

 

• Sollten bestimmte Formen des Umgangs mit Armbrüsten künftig einer Erlaubnis bedürfen?  

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Eine Erlaubnispflicht würde einen weiteren Verwaltungsvorgang schaffen, 

ohne dass eine Gefährdungslage belegt wäre. Der BDMP bittet darum, zunächst die 

Erkenntnisse der Sicherheitsbehörden zu erheben und erst danach über Regelungen zu 

entscheiden. 

 

• Welche Formen des Umgangs sollten künftig einer Erlaubnis bedürfen? 

 

Antwort: --- 

 

Begründung: Die vorstehende Frage ist mit Nein beantwortet worden. 

 

• An welche Erlaubnisvoraussetzungen des § 4 Absatz 1 WaffG sollte der Umgang mit 

Armbrüsten ggf. geknüpft sein? 

 

Antwort: --- 

 

Begründung: Die vorstehende Frage ist mit Nein beantwortet worden. 
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• Sollten sämtliche Typen von Armbrüsten künftig einer Erlaubnispflicht unterliegen oder gibt 

es innerhalb der Gattung der Armbrüste unterschiedliche Typen, die eine differenzierende 

Betrachtung ermöglichen oder notwendig machen? 

 

Antwort: --- 

 

Begründung: Die vorstehende Frage ist mit Nein beantwortet worden. Ergänzend weist der 

BDMP darauf hin, dass sich Armbrüste nach Spannkraft, Bauart und Handhabbarkeit 

erheblich unterscheiden, so dass eine pauschale Betrachtung ohnehin ausschiede. 

 

• Welche Gefahren und Risiken sind mit dem erlaubnisfreien Umgang mit Armbrüsten 

verbunden? 

 

Antwort: Erkennbare Gefahren sind gering. 

 

Begründung: Die Armbrust ist schwer und auffällig, das Nachladen ist zeitaufwendig, und 

sie lässt sich nicht verdeckt führen. Diese Eigenschaften begrenzen die Eignung zur 

Begehung von Straftaten. 

 

• Sollte das Führen von Armbrüsten künftig nach § 42a Absatz 1 WaffG verboten sein? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Ein Führungsverbot nach § 42a Abs. 1 WaffG würde den Transport zum 

Trainingsgelände und zu Veranstaltungen der Brauchtumspflege erschweren, ohne dass 

eine Gefährdungslage belegt ist. Sollte der Gesetzgeber gleichwohl tätig werden, wäre 

jedenfalls eine Ausnahme für den Transport in verschlossenem Behältnis vorzusehen. 

 

• Sofern Sie über entsprechende Erkenntnisse verfügen:  

o Bei welcher Art von Straftaten werden Armbrüste von Tätern/Tatverdächtigen 

eingesetzt? 

 

Antwort: --- 

 

o Gibt es statistische Werte/Kennzahlen speziell bezogen auf die Verwendung von 

Armbrüsten bei Straftaten? 

 

Antwort: --- 

 

o Welche sonstigen Maßnahmen zur Verhütung von Straftaten unter Verwendung von 

Armbrüsten halten sie für zielführend? 

 

Antwort: --- 
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Zu den Themenkomplexen Wechselsysteme/ Modulare Waffen/ Einsteckläufe 

• Halten Sie die Regelungen, dass nur der Erwerb von Wechselsystemen gleichen oder 

geringeren Kalibers erlaubnisfrei ist (Anlage 2 Abschnitt 2, Unterabschnitt 2 Nummer 2.1) 

aus Gründen der Öffentlichen Sicherheit für erforderlich? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung Die Beschränkung der Erlaubnisfreiheit auf Wechselsysteme gleichen oder 

geringeren Kalibers ist zur Gefahrenabwehr nicht erforderlich. Der Erlaubnisinhaber ist 

geprüft, und das Wechselsystem ist ohne die Waffe funktionslos. Die Regelung führt dazu, 

dass Sportschützen für den Kaliberwechsel eine weitere vollständige Waffe erwerben, was 

dem Anliegen der Bestandsbegrenzung zuwiderläuft. 

 

• Sind die Regelungen, denen der Erwerb und Besitz von Wechselsystemen unterliegen, 

(auch vor dem Hintergrund der Entwicklung modularer Waffen) praxistauglich? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Die geltenden Regelungen wurden vor der Entwicklung moderner modularer 

Systeme geschaffen. Bei diesen lässt sich häufig nicht eindeutig bestimmen, welches 

Bauteil das wesentliche Teil darstellt und welcher Vorgang einen Erwerb auslöst. Behörden 

und Erlaubnisinhaber entscheiden dies unterschiedlich. 

 

 

• Falls Sie die vorstehende Frage mit „nein“ beantwortet haben, welche Änderungen schlagen 

Sie vor? 

 

Antwort: Vorgeschlagen wird, den Erwerb von Wechselsystemen für Inhaber einer Erlaubnis 

für die Grundwaffe unabhängig vom Kaliber erlaubnisfrei zu stellen und die Anzeigepflicht 

beizubehalten. 

 

 

• Sehen Sie Bedarf für eine Definition modularer Waffen im Waffenrecht? 

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung: Ohne Definition bleibt offen, welche Bauteile modularer Systeme der 

Erlaubnispflicht unterliegen. Das erzeugt Rechtsunsicherheit für Erwerber, Händler und 

Behörden und führt zu unbeabsichtigten Verstößen. 

 

 

• Falls Sie die vorstehende Frage mit „ja“ beantwortet haben, wie sollten modulare Waffen 

definiert sein? 
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Antwort: Modulare Waffen sind Schusswaffen, bei denen das erlaubnispflichtige wesentliche 

Teil in einem Grundkörper verbleibt und die übrigen Baugruppen ohne Werkzeug oder mit 

einfachem Werkzeug ausgetauscht werden können. 

 

Begründung: Die Definition knüpft an das bereits registrierte wesentliche Teil an und lässt 

die übrigen Baugruppen als Zubehör unberührt. 

 

 

• Welche Regelungen im Hinblick auf modulare Waffen halten Sie für sachgerecht (auch in 

Bezug auf den Beschuss)? 

 

Antwort: Sachgerecht ist die Registrierung des Grundkörpers als wesentliches Teil bei 

erlaubnisfreiem Umgang mit den übrigen Baugruppen. Beschussrechtlich sollte die Prüfung 

an die jeweilige Konfiguration anknüpfen, ohne dass jede Kombination gesondert vorgeführt 

werden muss. 

 

Begründung: Damit bleibt die Nachverfolgbarkeit über den Grundkörper gewährleistet, 

während der Umgang praxistauglich bleibt. 

 

 

• Halten Sie die unterschiedliche Behandlung von Wechsel- und Einstecksystemen im 

Hinblick auf die Anzeige- und Eintragungspflichten für sachgerecht? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Die unterschiedliche Behandlung von Wechsel- und Einstecksystemen bei den 

Anzeige- und Eintragungspflichten ist sachlich nicht begründbar. Beide dienen demselben 

Zweck und weisen dasselbe Gefährdungspotenzial auf. Eine Vereinheitlichung würde den 

Vollzug vereinfachen. 

 

 

Zu § 6 AWaffV 

In der ersten Beteiligungsrunde ist die Regelung des § 6 AWaffV als Evaluierungsgegenstand 

eingebracht worden und zur Begründung insbesondere angeführt worden, dass § 6 Absatz 2 Nr. 2 

AWaffV bestimmte Waffen aufgrund ihres äußeren Erscheinungsbildes vom Schießsport 

ausschließe und auf den Verwaltungsaufwand für Beurteilungen nach § 6 Absatz 4 AWaffV 

verwiesen worden.  

 

• Welche schießsportliche Disziplin lässt sich derzeit nicht ausüben wegen des Verbots des § 

6 Abs. 1 Nr. 2 AWaffV? Wie verbreitet ist diese Disziplin im internationalen Vergleich? 

 

Antwort:  Viele Sportwaffen aus dem Gebiet des ehem. Ostblocks können wegen der zu 

kurzen Hülsenlänge sportlich nicht eingesetzt werden, obwohl sie technisch in der Lage 

sind, als hochpräzise Sportwaffen eingesetzt zu werden. Betroffen sind insbesondere 

international ausgeschriebene Disziplinen, die mit Selbstladebüchsen militärischer Bauart 

ausgetragen werden. 

 

Begründung:  Die Regelung schließt Waffen allein wegen ihres äußeren Erscheinungsbildes 

vom Schießsport aus. Deutsche Sportler können deshalb an Wettbewerben nicht 
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teilnehmen, die in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union regulär ausgetragen 

werden. Hinzu tritt ein Aspekt der Resilienz: Reservistinnen und Reservisten erhalten über 

den Schießsport im BDMP die Möglichkeit, ihre Fertigkeiten an dienstähnlichen Systemen 

zu erhalten, weil die Übungsmöglichkeiten in der Truppe begrenzt sind. § 6 Abs. 1 Nr. 2 

AWaffV schneidet gerade diese Systeme ab und wirkt damit der erklärten Absicht entgegen, 

die Verteidigungsfähigkeit zu stärken. Ohnehin sind optische Merkmale bei Schusswaffen 

keine technische Eigenschaft und somit als Regelungsbedarf überflüssig, da die Waffe nicht 

„mehr“ oder „weniger“ gefährlich werden kann 

 

 

• Sind Kurzwaffen mit einer Lauflänge von weniger als 7,62 Zentimeter (drei Zoll) aufgrund 

der geringen Lauflänge weniger präzise und damit für das sportliche Schießen 

eingeschränkt? 

 

Antwort:  Nein.. 

 

Begründung:  Die technischen Nachteile aus kurzem Lauf und damit kurzer Visierlänge lässt 

sich durch Training und Schießfertigkeiten kompensieren. Der BDMP besitzt für seine 

Disziplin Standard Revolver 2,75“ im Themengebiet des Disziplinenkomplexes BDMP 1500 

(PPC 1500) eine Ausnahmegenehmigung zur Verwendung von Revolvern mit einer 

Lauflänge kleiner 3“. In unseren Wettkämpfen zeigt sich regelmäßig, dass die Wettkämpfe 

„voll“ geschossen werden (kein Treffer außerhalb des 10er Innenrings) und die Gewinner 

durch den kleinsten Streukreis zu ermitteln sind. Wären die Waffen für das sportliche 

Schießen eingeschränkt, wären die Ergebnisse in unserer Disziplin erheblich geringer als es 

die Praxis zeigt. Damit ein Schießsportler eine solche Waffe erwerben darf, muss er 

erheblichen Aufwand sowohl im Wettkampfgeschehen als auch Genehmigungsverfahren im 

Verband unternehmen. Wir erachten dies als nicht angebracht, da sich eine erhöhte 

Deliktrelevanz nicht am Aussehen einer Waffe ablesen lässt. Daher plädiert der BDMP für 

eine Streichung von §6 Abs.1 AWaffV. 

 

 

• Sind sog. Bul-Pup-Waffen, bei denen sich das Magazin hinter der Abzugseinheit befindet, 

für den Schießsport sinnvoll einsetzbar? 

 

Antwort:  Ja. 

 

Begründung:  Die Bullpup-Bauweise verkürzt die Gesamtlänge bei gleichbleibender 

Lauflänge und verlagert den Schwerpunkt nach hinten. Für Disziplinen mit Bewegungsanteil 

ist das ein sportlicher Vorteil. Der Ausschluss dieser Bauform beruht auf dem 

Erscheinungsbild, nicht auf einer sicherheitsrelevanten Eigenschaft. 

  

 

• Ist die Regelung des § 6 Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe c) AWaffV sachgerecht in Hinblick auf 

den Regelungszweck, Maschinenpistolenabkömmlinge zu erfassen? 

 

Antwort:  Nein. 
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Begründung:  Der Regelungszweck, Abkömmlinge von Maschinenpistolen zu erfassen, wird 

über das äußere Erscheinungsbild nicht erreicht. Halbautomatische Waffen unterscheiden 

sich in ihrer Funktion grundlegend von vollautomatischen, unabhängig von ihrem Aussehen. 

Die Vorschrift erfasst deshalb Waffen, von denen keine erhöhte Gefahr ausgeht, und 

verursacht zugleich erheblichen Beurteilungsaufwand nach § 6 Abs. 4 AWaffV. 

 

 

• Ist die Regelung des § 6 Absatz 1 Nr. 3 AWaffV sachgerecht, insbesondere in Hinblick auf 

den Regelungszweck, eine Unterscheidung zu im militärischen Bereich verwendete Waffe 

über die Magazingröße zu treffen? 

 

Antwort:  Nein. 

 

Begründung:  Die Anknüpfung an die Magazingröße als Unterscheidungsmerkmal zu 

militärisch verwendeten Waffen trägt nicht, weil Magazine austauschbar sind und die 

Kapazität keine Eigenschaft der Waffe darstellt. Der BDMP spricht sich dafür aus, § 6 Abs. 

1 Nr. 2 und Nr. 3 AWaffV aufzuheben und die Zulassung zum Schießsport an die 

Sportordnungen der anerkannten Verbände zu knüpfen. 

 

Insbesondere an Länder und Sicherheitsbehörden:  

• Ist Ihrer Auffassung nach die Missbrauchsgefahr bei Kurzwaffen mit einer Lauflänge von 

weniger als 7,62 Zentimeter (drei Zoll) dadurch, dass diese Waffen aufgrund ihrer geringen 

Länge verdeckt getragen werden können und dadurch überraschend einsetzbar sind, 

erhöht? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Länder und Sicherheitsbehörden. 

 

 

• Ist Ihrer Auffassung nach das Drohpotenzial bei einer halbautomatischen Waffe, die ihrer 

äußeren Form nach den Anschein einer vollautomatischen Kriegswaffe hervorruft, die 

Kriegswaffe im Sinne des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen ist, höher?  

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Länder und Sicherheitsbehörden. Der BDMP weist 

darauf hin, dass das Drohpotenzial einer Waffe im legalen Sportbetrieb keine Rolle spielt, 

weil die Waffe dort ausschließlich auf der Schießstätte geführt wird. 

 

 

• Ist Ihrer Auffassung nach das Eskalationsrisiko, insbesondere auch in polizeilichen 

Einsatzlagen, bei einer halbautomatischen Waffe, die ihrer äußeren Form nach den 

Anschein einer vollautomatischen Kriegswaffe hervorruft, die Kriegswaffe im Sinne des 

Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen ist, höher? 

 



  
 

Seite | 50  
 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an Länder und Sicherheitsbehörden. 

  

 

Insbesondere an BKA und BVA:  

• Wie hoch ist das Aufkommen an Beurteilungen des BKA nach § 6 Absatz 4 i.V.m. § 6 

Absatz 1 AWaffV? 

 

Antwort:  --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an BKA und BVA. 

 

 

• Wie hoch ist das Antragsaufkommen für Ausnahmen nach § 6 Absatz 3 AWaffV? 

 

Antwort: --- 

 

Begründung:  Die Frage richtet sich an BKA und BVA. 

 

 

Zum Nationalen Waffenregister (NWR) 

• Sollten Jagdscheine, die zum Erwerb und (vorübergehenden Besitz) von Schusswaffen 

berechtigen, im Nationalen Waffenregister (NWR) eingetragen werden? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung: Der Jagdschein berechtigt nicht selbst zum dauerhaften Besitz; die 

erworbenen Waffen sind ohnehin einzutragen. Eine zusätzliche Registrierung der 

Jagdscheine erzeugt einen Datenbestand über mehrere hunderttausend Personen und 

einen erheblichen Pflegeaufwand bei den Jagdbehörden, ohne dass ein 

sicherheitsrelevanter Erkenntnisgewinn erkennbar wäre. 

 

 

• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „ja“ beantwortet haben, welche Behörde sollte für die 

Eintragung zuständig sein und wie sollte der entsprechende Prozess gestaltet sein? 

 

Antwort: --- 

 

Begründung: Die vorstehende Frage ist mit Nein beantwortet worden. 

Prozessbeschreibung: --- 

 

 

• Wie erhalten Jagdbehörden derzeit Kenntnis von Widerruf/Rücknahme oder 

Verzicht/Rückgabe einer waffenrechtlichen Erlaubnis? 
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Antwort: --- 

 

 

• Sollten künftig auch  

o Vereine/Schießsportverbände 

o Schießstandbetreiber 

„Zugriff“ auf das NWR haben dürfen? 

 

Antwort: Nein. 

 

Begründung:  Vereine, Schießsportverbände und Schießstandbetreiber sind private Stellen. 

Ein Zugriff auf ein Register mit personenbezogenen Daten sämtlicher Erlaubnisinhaber wäre 

datenschutzrechtlich nicht zu rechtfertigen und würde den Verbänden eine hoheitliche 

Kontrollaufgabe zuweisen, die ihnen nicht zusteht. Die Prüfung der Erlaubnis erfolgt 

zutreffend über die Vorlage der Erlaubnisdokumente. 

 

 

• Sofern Sie die vorstehende Frage mit „ja“ beantwortet haben, zu welchen Zwecken sollte 

dies zulässig sein? 

 

Antwort: --- 

 

Begründung: Die vorstehende Frage ist mit Nein beantwortet worden. 

 

 

• Sollte der Zugriff von Händlern auf das NWR so ausgestaltet sein, dass sie auch 

Waffenverbote oder die Gültigkeit einzelner Voreinträge prüfen können? 

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Der Händler trägt nach § 34 WaffG die Verantwortung für die Prüfung der 

Erwerbsberechtigung. Er sollte die dafür erforderlichen Informationen unmittelbar abrufen 

können, statt sich auf vorgelegte Dokumente zu verlassen. Das erhöht die Sicherheit an der 

entscheidenden Stelle. 

 

 

• Sollte für gewerbliche Händler auch bei Verkauf erlaubnisfreier Waffen eine NWR-Abfrage 

möglich und verpflichtend sein, um eine Prüfung zu ermöglichen, ob dem Erwerber der 

Erwerb von Waffen untersagt wurde? 

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Ein Waffenverbot nach § 41 WaffG erfasst auch erlaubnisfreie Waffen. Ohne 

Abfragemöglichkeit kann der Händler die Untersagung nicht erkennen. Eine verpflichtende 

Abfrage schließt diese Lücke mit geringem Aufwand. 
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• Sollte es Händlern möglich sein, jederzeit Auskunft zu den zu ihrer Erlaubnis gespeicherten 

Waffendaten zu erhalten? 

 

Antwort: Ja. 

 

Begründung: Der Händler haftet für die Richtigkeit seiner Bestandsführung. Der Abgleich mit 

dem Registerbestand liegt im Interesse der Datenqualität und dient beiden Seiten. 

 

• Welche weiteren öffentlichen Stellen (z.B. Zollbehörden, Beschussämter) sollten 

Übermittlungsersuchen an die Registerbehörden stellen dürfen? 

 

Antwort: In Betracht kommen die Zollbehörden und die Beschussämter. 

 

Begründung: Beide Stellen haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit mit erlaubnispflichtigen 

Waffen zu tun und benötigen für ihre Aufgaben verlässliche Angaben zur Berechtigung. Der 

BDMP spricht sich dagegen aus, den Kreis der zugriffsberechtigten Stellen darüber hinaus 

zu erweitern. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


